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1 EINLEITUNG  

1.1 ANLASS  
Die Firma juwi Solar GmbH in 55286 Wörrstadt beabsichtigt als Vorhabenträger in der 
Gemeinde Georgsdorf in der Samtgemeinde Neuenhaus im Landkreis Grafschaft Bentheim 
eine Freiflächen-Photovoltaikanlage zu errichten. 

Bei großflächigen Photovoltaikanlagen im Außenbereich handelt es sich um bodenrechtlich 
relevante Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB. Aus der derzeitigen Situation und den 
planungsrechtlichen Gegebenheiten lässt sich kein privilegiertes Baurecht ableiten.   
Im EEG ist festgelegt, dass Photovoltaik-Freiflächenanlagen nur im Geltungsbereich eines neu 
aufgestellten Bebauungsplanes errichtet werden dürfen. Damit wird gleichzeitig die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltprüfung sichergestellt. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Georgsdorf hat in der Sitzung am 09.12.2010 einstimmig den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 15 „Photovoltaik-Freiflächenanlage nördlich 
Torfabfuhrweg“ gefasst. Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 
BauGB erfolgte am 17.02.2011, die frühzeitige Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 1 BauGB) im 
Zeitraum vom 25.02. bis zum 25.03.2011 und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 1 BauGB) im Zeitraum vom 25.02.2011 bis 25.03.2011. Die Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) und die öffentliche Auslegung (§ 3 
Abs. 2 BauGB) wurde im Zeitraum vom 14.06. bis 14.07.2011 durchgeführt. 

Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 „Photovoltaik-
Freiflächenanlage nördlich Torfabfuhrweg“ soll Baurecht für eine ca. 62,5 ha große 
Photovoltaikanlage in der Gemeinde Georgsdorf geschaffen werden. Die Aufstellung des 
Bebauungsplans nach § 8 BauGB dient auch der Sicherstellung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung.  

Zwischen Investor und Gemeinde wird ein Durchführungsvertrag geschlossen. Der 
Durchführungsvertrag zu diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan regelt weitere Aspekte 
wie z.B. die Nutzungsdauer der Photovoltaik-Anlage. 

Die Gemeinde Georgsdorf reiht sich somit in die zukunftsweisende Entwicklung der dezentralen 
Energieversorgung ein und bereitet mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Photovoltaik-Freiflächenanlage nördlich Torfabfuhrweg“ die Umsetzung der 
auf EU- und Bundesebene verankerten Ziele zur verstärkten Erschließung und Nutzung 
regenerativer Energien auf kommunaler Ebene planungsrechtlich vor. 

Der Eigentümer der Fläche stellt die Grundstücke durch einen Gestattungsvertrag zu Gunsten 
der juwi Solar GmbH (juwi) zur Verfügung. Im Auftrag der juwi und in Abstimmung mit der 
Gemeinde Georgsdorf bzw. der Samtgemeinde Neuenhaus und dem Landkreis Grafschaft 
Bentheim erstellt die Firma planungsgruppe grün gmbH den Bebauungsplan. 

Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Georgsdorf ist das Plangebiet 
als Torfabbaugebiet dargestellt.  
In der Sitzung des Samtgemeindeausschusses der Samtgemeinde Neuenhaus am 12.01.2011 
wurde der Aufstellungsbeschluss zur Anpassung des gültigen Flächennutzungsplanes als 
Teiländerung gefasst.  

1.2 STÄDTEBAULICHES ZIEL DER PLANUNG 
Städtebauliche Ziele für das geplante Vorhaben „Errichtung einer Photovoltaik-Anlage“ sind: 

- Sinnvolle Nachnutzung einer Konversionsfläche 

- Stärkung der erneuerbaren Energie auf kommunaler Ebene 

- Sicherung von Entwicklungsmöglichkeiten erneuerbarer Energiegewinnung 

- Reduzierung der CO2-Belastung der Luft. 
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Grundlage für die Standortfindung im Rahmen der Flächennutzungsplanung der Samtgemeinde 
Neuenhaus ist die „Potenzialanalyse zur Findung von geeigneten Standorten für Photovoltaik – 
Freiflächenanlagen“, welche am 10.03.2011 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden versandt wurde.  

Diese bildet auch die Grundlage der raumordnerischen Beurteilung durch die Untere 
Landesplanungsbehörde vom 06.05.2011, die nach Abwägung aller Belange zu dem Ergebnis 
kommt, dass der geplante Solarpark mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist und 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung unter Berücksichtigung bestimmter 
Maßgaben nicht widerspricht. Näheres hierzu ist unter Kap. 2.3 – Raumordnung ausgeführt.  

Im Bebauungsplan wird Baurecht für die Freiflächen-Photovoltaikanlage geschaffen.  

1.3 RECHTLICHE GRUNDLAGEN 
Für die Erarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden nachstehende 
Rechtsgrundlagen zu Grunde gelegt: 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 2004 
S.2414, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12.04.2011 (BGBl. I 619) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 

• Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl 1991 I S.58) 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. 
Februar 2003, Nds.GVBl. S. 89, zuletzt geändert am 11. Oktober 2010, Nds. GVBl. S. 
475 
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2 RAHMENBEDINGUNGEN DER PLANUNG 

2.1 GELTUNGSBEREICH 
Die Fläche des Geltungsbereichs lt. Planzeichnung liegt in der Gemeinde Georgsdorf östlich 
der Adorfer Straße und nördlich des Torfabfuhrwegs (siehe nachfolgende Abbildung) und 
umfasst eine Größe von 62,5 ha.  

Da es sich bei dem vorliegenden Vorhaben der Juwi Solar GmbH aufgrund seiner 
Großflächigkeit um ein raumbedeutsames Vorhaben (raumwirksame Flächeninanspruchnahme) 
handelt und sich darüber hinaus der beabsichtigte Standort in einem Gebiet befindet, für den 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung im RROP des Landkreises Grafschaft Bentheim 
festgelegt wurden (siehe Anhang 1), wurde zur Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung gem. § 1 Abs. 4 BauGB eine raumordnerische Beurteilung 
der Unteren Landesplanungsbehörde (Landkreis Grafschaft Bentheim) durchgeführt. Im 
Ergebnis der raumordnerischen Beurteilung wurde festgestellt, dass die Verwirklichung einer 
Photovoltaik-Nutzung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr.15 unter 
Beachtung bestimmter Maßgaben mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist und 
nicht den Zielen der Raumordnung und Landesplanung widerspricht. Das geplante Vorhaben 
wurde im Rahmen der raumordnerischen Beurteilung mit den übrigen raumbedeutsamen 
Nutzungen abgewogen und mit allen maßgeblichen Betroffenen abgestimmt. Im Zuge dessen 
erfolgte eine Anpassung des Geltungsbereichs, um eine Entschärfung des Flächendrucks in der 
Landwirtschaft und eine geordnete städtebauliche Entwicklung herbeizuführen. Auch dem 
gebotenen Freiraum- und Landschaftsschutz soll hiermit nachgekommen werden.  

 

Abbildung 1: Lage des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 15 „Photovoltaik-Freiflächenanlage 
nördlich Torfabfuhrweg“ der Gemeinde Georgsdorf unter Berücksichtigung der 
ursprünglichen Abgrenzung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger Öffentlicher 
Belange (§4(1) BauGB) sowie der Öffentlichkeit (§3(1) BauGB). 
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2.2 DERZEITIGE UND GEPLANTE NUTZUNGEN 
Bei den Flächen des Geltungsbereichs handelt es sich um Torfabbauflächen im Eigentum der 
Firma Griendtsveen-Erica B.V. Die Flächen sind bereits abgetorft bzw. werden zeitnah abgetorft 
sein. Die Flächen sind noch nicht einer Folgenutzung zugeführt worden, sie wurden somit noch 
nicht landwirtschaftlich genutzt. 

Die Fläche des Geltungsbereichs wird im Norden und Osten von Torfabbauflächen, im Süden 
und Westen von landwirtschaftlich genutzten Flächen begrenzt. Nördlich, direkt an den 
Geltungsbereich angrenzend, ist laut Verlängerungsantrag der Firma Griendtsveen-Erica B.V. 
die Umsetzung der Maßnahme 3 „Extensives Dauergrünland“ vorgesehen (siehe folgende 
Abbildung). Zusätzlich ist laut Verlängerungsantrag der Firma Griendtsveen-Erica B.V. ein 
Graben geplant, der die umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen und die 
Torfabbauflächen entwässern soll und den Geltungsbereich vollständig quert. Dieser Graben 
wurde aus o.g. Verlängerungsantrag der Firma Griendtsveen-Erica B.V. übernommen und in 
die Planzeichnung des Bebauungsplans integriert.  

 

 

Abbildung 2: „Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 15 „Photovoltaik-Freiflächenanlage nördlich 
Torfabfuhrweg“ mit im Rahmen des Verlängerungsantrags der Firma Griendtsveen Erica B.V. 
geplanter Kompensationsfläche sowie dem im Verlängerungsantrag geplantem 
Entwässerungsgraben. 
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2.3 PLANERISCHE GRUNDLAGEN 

RAUMORDNUNG  
Laut LROP 2008 befindet sich der oben dargestellte Geltungsbereich in einem Vorranggebiet 
für die Rohstoffgewinnung.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm mit Stand von 2001 sind folgende Gebiete 
ausgewiesen: 

Vorranggebiete: 
- Vorranggebiet Rohstoffgewinnung  

Vorsorgegebiete: 

- Vorsorgegebiet für Rohstoffgewinnung 

- Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktion der Landwirtschaft, 
agrarstrukturelle Maßnahmen / Naturhaushalt und Landschaftspflege / Erholung, 
Gestaltung, Erhaltung des ländlichen Raumes 

- Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft 

- Vorsorgegebiet für Erholung 

 

 

Abbildung 3: Vorrang- und Vorsorgegebiete der Raumordnung im Geltungsbereich.  
Anmerkung: Das Plangebiet besteht ausschließlich aus Flächen, die bereits abgetorft sind bzw. zeitnah abgetorft sein werden. 
Vorsorgegebiete für Rohstoffgewinnung bestehen nur außerhalb des Geltungsbereichs. 
 

Bei dem vorliegenden Vorhaben der Juwi Solar GmbH handelt es sich aufgrund seiner 
Großflächigkeit um ein raumbedeutsames Vorhaben (raumwirksame 
Flächeninanspruchnahme), darüber hinaus befindet sich der beabsichtigte Standort in einem 
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Gebiet, für den Ziele und Grundsätze der Raumordnung im RROP des Landkreises Grafschaft 
Bentheim festgelegt wurden (siehe Anhang 1).  

Zur Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung gem. § 1 
Abs. 4 BauGB wurde dementsprechend eine raumordnerische Beurteilung der Unteren 
Landesplanungsbehörde (Landkreis Grafschaft Bentheim) durchgeführt.  

Im Ergebnis der raumordnerischen Beurteilung wurde festgestellt, dass die Verwirklichung einer 
Photovoltaik-Nutzung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr.15 unter 
Beachtung bestimmter Maßgaben mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist und 
nicht den Zielen der Raumordnung und Landesplanung widerspricht. Die Vereinbarkeit mit den 
raumordnerischen Vorgaben des Regionalen Raumordnungsprogramms des Landkreises 
Grafschaft Bentheim und des Landesraumordnungsprogramms Niedersachsen ist unter 
Einhaltung der genannten Voraussetzungen gegeben. Das geplante Vorhaben wurde im 
Rahmen der raumordnerischen Beurteilung mit den übrigen raumbedeutsamen Nutzungen 
abgewogen und mit allen maßgeblichen Betroffenen abgestimmt. 

Die einzelnen Maßgaben sind der im Anhang beigefügten raumordnerischen Beurteilung 
(Anhang 1) zu entnehmen. 

LANDSCHAFTSRAHMENPLAN 
Im Folgenden werden die Aussagen des Landschaftsrahmenplans des Landkreises Grafschaft 
Bentheim mit Stand von 1998 bezogen auf das Plangebiet dargestellt: 

Der Geltungsbereich liegt im Naturraum des Haren-Heseper Moores. Dieses stellt den 
Südzipfel des Bourtanger Moores dar, das einst eine Hochmoorfläche von 70 km Länge und 10-
25 km Breite bildete. Die dazugehörenden Moore sind heute entwässert, zum großen Teil 
abgebaut und werden überwiegend landwirtschaftlich genutzt oder befinden sich noch in der 
Abtorfung (derzeitige Nutzung Geltungsbereich siehe Kap. 0). 

 

Arten und Lebensgemeinschaften 

Der Geltungsbereich befindet sich in einem Gebiet regionaler Bedeutung: 

Gebiet/Lage Beschreibung Bedeutung/Besonderheiten Gefährdung 
Fläche nördlich von 
Georgsdorf 

Abtorfungs- und 
landwirtschaftliche 
Nutzflächen 

Brutvogelgebiet 
„Georgsdorf“, regionale 
Bedeutung 

- 

 

Schutzwürdige Bereiche von Natur und Landschaft 

Der Geltungsbereich befindet sich in einem Gebiet für Maßnahmen des besonderen 
Artenschutzes: 
Gebiet/Lage
/Größe 

Beschreibung Beeinträchtigung Schutz-, Pflege- 
und Entwicklungs-
ziel 

Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungs-
maßnahmen 

Brutvogel-
gebiet 
„Georgsdorf“ 
ca. 800 ha 

Abtorfungs- und 
landwirtschaft-
liche Nutzflächen 

Abtorfung Schutz und 
Entwicklung des 
avifaunistischen 
Lebensraums 

„Offenhalten“ des 
Landschaftsraumes, 
Erhöhung des 
Grünlandanteils 

 

Wichtige Bereiche, Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft 

Westlich des Geltungsbereiches verläuft der Süd-Nord-Kanal, der als wichtiger Bereich für 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft ausgewiesen ist: 



Gemeinde Georgsdorf: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 gem. § 12 Abs. 2 BauGB Seite 7 

110808_BPlan_Begruendung_Umweltbericht.doc planungsgruppe grün gmbh 

Gebiet/Lage Beschreibung Bedeutung/Besonderheiten Gefährdung 

Süd-Nord-Kanal Unterschiedlich tief 
eingeschnittene 
Kanalanlage mit 
uferbegleitenden 
Vegetationsbeständen, 
Schilfröhricht und 
Schwimmblattzonen 

Weitgehender Erhalt der 
technischen Einrichtungen: 
Schleusen, Wehre, Brücken. 

Erholungsnutzung, 
wasserbautechnische 
Maßnahmen 

 

Dieser westlich des Geltungsbereiches verlaufende Kanal ist außerdem als „GLB-würdiger 
Bereich“ ausgewiesen (GLB = Geschützter Landschaftsbestandteil). 

SCHUTZGEBIETE 
Es befinden sich auf der Fläche keine Schutzgebietsausweisungen wie 
Landschaftsschutzgebiet (LSG), Naturschutzgebiet (NSG), Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete 
oder EU - Vogelschutzgebiete) sowie Naturdenkmale (ND).  

Westlich und östlich, außerhalb des Plangebietes schließt sich das Naturschutzgebiet bzw. EU 
– Vogelschutzgebiet „Dalum-Wietmarscher Moor und Georgsdorfer Moor“ (VSG 3408-401, V13) 
an (siehe nachfolgende Abbildung).  

 

 

Abbildung 4: Schutzgebiete im Umkreis des Geltungsbereichs (GEOSUM 2011) 

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 
Das Gebiet befindet sich im Außenbereich nach § 35 BauGB. Es besteht ein rechtskräftiger 
Flächennutzungsplan, in dem für das Areal der geplanten Photovoltaikanlage als 
Torfabbaugebiet dargestellt ist. Der derzeit gültige Flächennutzungsplan wird im 
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Parallelverfahren geändert. Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung wurde in der Sitzung des 
Rats der Samtgemeinde Neuenhaus am 12.01.2011 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden (§ 4 Abs. 1 BauGB) erfolgte im Zeitraum vom 25.02. bis zum 25.03.2011. 

SONSTIGES 

Nach Mitteilung der RWE vom 30. März 2011 befinden sich im Norden und Westen 
Freileitungen, die nicht beeinträchtigt werden dürfen (siehe folgende Abbildung). Die im Plan 
eingezeichnete von Norden nach Süden verlaufende Freileitung wird lt. Schriftlicher Mittellung 
vom 19.05.2001 von RWE bis zur 25. KW zurückgebaut und verläuft dann als Erdkabel entlang 
der Adorfer Str. 
Gasleitungen, Hochspannungsleitungen und Richtfunktrassen sind innerhalb des 
Geltungsbereiches nicht vorhanden. 

Die Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften Meppen weist darauf 
hin, dass sich auf dem Flurstück 14/1 (Flur 3) der trigonometrische Punkt 33008/30 bzw. 
NivPunkt 522 befindet (schriftl. Mitteil. V. 14.03.2011). 

 

 

Abbildung 5: Lage von Versorgungsleitungen (10 kV) im in der Nähe des Geltungsbereiches. Die 
durchgestrichene Leitung wird bis zur 25. KW zurückgebaut (schriftl. Mitteilung RWE v. 
19.05.2011). 
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3 VORHABENSBESCHREIBUNG  
Das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 15 wird als Sonstiges Sondergebiet mit der näheren 
Zweckbestimmung „Freiflächen – Photovoltaikanlage“ festgesetzt. 

Die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage Georgsdorf besteht aus der eigentlichen 
Solarstromanlage samt Nebeneinrichtungen sowie aus einem Zaun, der die komplette Anlage 
umschließt. Die Solarstromanlage besteht aus den folgenden Komponenten:  

• Solarmodule,  

• Moduluntergestell,  

• Generatoranschlusskästen 

• Zentralwechselrichter inkl. Trafostation und  

• ober- bzw. unterirdisch verlegte Kabel.  

Innerhalb des Plangebietes soll eine fest aufgeständerte Photovoltaikanlage auf 
Rammfundamenten errichtet werden. Der gesamte erzeugte Strom wird in das öffentliche 
Stromnetz eingespeist und durch das Erneuerbare Energiegesetz (EEG 2010) für 20 Jahre plus 
das Jahr der Inbetriebnahme gefördert. Bei endgültiger Beendigung der Gestattungsverträge 
zwischen dem Grundstückseigentümer und dem Vorhabenträger und der daraus folgenden 
Aufgabe des Geschäftsbetriebs PV-Anlage greift eine vertraglich fixierte Rückbauverpflichtung 
zu Lasten des Vorhabenträgers.  

Die Nennleistung entsprechend dem derzeitigen Planungsstand beträgt ca. 19 MWp. Die 
Auslegung wird in den weiteren Planungsphasen entsprechend dem Stand der Technik, der 
Einspeisemöglichkeit in das Netz der RWE Weser-Ems-Verteilnetz GmbH sowie entsprechend 
der planungsrechtlichen Auflagen der Genehmigungsbehörden angepasst.  

3.1 PHOTOVOLTAIKANLAGE 
Die Solarmodule werden parallel in Ost/West Richtung mittels Leichtmetallkonstruktion mit fest 
definiertem Winkel zur Sonne nach Süden hin aufgeständert. Die Module werden auf so 
genannten „Tischen“ angeordnet, welche mittels verzinkten Stahlpfosten, die üblicherweise in 
den Boden gerammt werden, im Boden befestigt sind. Die Tische sind zur Sonne hin geneigt.  

Die Module werden untereinander und miteinander verkabelt. Die einzelnen Kabel werden von 
den Tischen in so genannten Kabelgräben zu dem jeweiligen Wechselrichter unterirdisch 
verlegt. Die Kabel werden in ca. 0,70 m - 1,00 m tiefen und bis zu maximal 0,60 m - 1,00 m 
breiten Kabelgräben in die Erde eingebracht und anschließend wieder mit Erde verfüllt. 

Ein bis zu 2,50 m hoher Zaun verläuft um das komplette Modulfeld der Photovoltaik-
Freiflächenanlage Georgsdorf. Er verfügt über ca. 15 cm Bodenfreiheit, so dass ein ständiger 
Wechsel von u. a. Kleinsäugern, Amphibien und Reptilien stattfinden kann. 

3.2 ERSCHLIEßUNG 
Die derzeit geplante Zufahrt erfolgt über den öffentlich gewidmeten Torfabfuhrweg. Die Zufahrt 
wird vor allem in der Bauphase durch Schwerlastverkehr regelmäßig genutzt. Während der 
Betriebsphase findet lediglich eine geringe Nutzung in Form des gelegentlichen Befahrens 
durch Service- und Wartungspersonal statt. Die Zufahrten während der Betriebsphase erfolgen 
mit Kleintransporter oder PKW. 

Innerhalb der Fläche werden keine vollversiegelten Straßen erforderlich sein. Lediglich zur 
Anlieferung und Andienung der Wechselrichterstationen ist die Errichtung von teilversiegelten 
Wegen nötig, die als Schotterstraßen ausgebildet werden. 
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3.3 ENTWÄSSERUNGSKONZEPT 
Im Verlängerungsantrag der Griendtsveen Erica B.V. ist ein Graben geplant, der die 
umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen und die Torfabbauflächen entwässern soll und 
den Geltungsbereich vollständig quert. Ergänzt wird dieser Graben durch 3 Stichgräben, die 
von Süden an den Graben anschließen. Dieser Graben aus o.g. Verlängerungsantrag wurde in 
die Planzeichnung des Bebauungsplans integriert. Somit sind Verlängerungsantrag und 
Bebauungsplan aufeinander abgestimmt. 

Das im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser kann über die geneigten Modulflächen 
abfließen, zwischen den Modulelementen abtropfen und anschließend vollständig und flächig in 
den extensiv gepflegten Grünlandflächen unter und neben den Modultischen versickern. Die 
großenteils ganzjährig geschlossene Vegetationsdecke steigert die Puffer- und 
Rückhaltefunktion in den obersten Bodenschichten und mindert die Tendenz zu oberflächigem 
Abfluss und Erosion z.B. bei Starkregenereignissen. Eine gesammelte Ableitung des 
Niederschlagswassers zu o.g. Graben ist nicht notwendig und nicht vorgesehen. 

3.4 LÖSCHWASSERKONZEPT 
Von den Flächen geht keine erhöhte Brandgefahr aus, da der Torf auf den Flächen abgetorft 
sein wird, bevor die geplante PV Anlage gebaut wird. Die in der Bodenabbaugenehmigung 
geforderte Resttorfmächtigkeit wird bis zur Tiefe von 1,5 m untergepflügt.  
Module und Unterkonstruktion haben keine wesentliche Brandlast. Im Brandfall wäre ein Feuer 
sehr lokal auf die Wechselrichter-Station begrenzt und dafür reicht die Baugröße eines 
löschwasserführenden Fahrzeuges aus, falls gelöscht werden müsste. Die Wechselrichter-
Stationen sind für die Löschfahrzeuge über die geschotterte, innere Erschließung zu erreichen. 
Im Übrigen befindet sich in direkter Nähe zur geplanten PV Anlage der Nord-Süd-Kanal, dem 
ggfs. Wasser entnommen werden kann. Auf das Thema Löschwasserversorgung wird im 
Bauantrag detailiert eingegangen. 

3.5 KOSTEN UND DURCHFÜHRUNGSVERTRAG 
Sämtliche Kosten der Maßnahme werden durch den Maßnahmenträger und –betreiber 
getragen. Der Samtgemeinde Neuenhaus entstehen durch die Verwirklichung des 
Sondergebietes keine Kosten. 

Gemäß § 12 BauGB wird zwischen Maßnahmenträger und Gemeinde ein Durchführungsvertrag 
geschlossen 
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4 TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN GEMÄß § 9 BAUGB UND BAUNVO 
Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 ff BauNVO) 
Das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 15 wird als Sonstiges Sondergebiet mit der näheren 
Zweckbestimmung „Freiflächen – Photovoltaikanlage“ festgesetzt. 

Zulässig sind: 

• die Errichtung und der Betrieb von Freiflächen-Photovoltaikanlagen zum Zweck der 
Stromerzeugung 

• technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen 
erforderlich sind 

Begründung: 
Innerhalb des Plangebietes des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Errichtung von 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf einer Fläche von insgesamt ca. 62,5 ha geplant. Um diese 
Nutzung zu ermöglichen, wird die Fläche im Geltungsbereich überwiegend als ‚Sonstiges 
Sondergebiet’ gemäß § 11 der Baunutzungsverordnung festgesetzt, da die planungsrechtlich zu 
sichernde Nutzung mit den gemäß Baunutzungsverordnung definierten sonstigen 
Baugebietskategorien nicht ermöglicht werden kann. Die Festsetzung der Zweckbestimmung 
‚Photovoltaik-Freiflächenanlagen’ entspricht der beabsichtigen Nutzung. 

 
Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 ff BauNVO) 
Die Grundflächenzahl wird im SO-Gebiet Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf 0,4 festgesetzt. 
Die durch bauliche Anlagen überdeckte Fläche ergibt sich aus den Solarmodulen sowie den 
Nebenanlagen  

Als Maß der baulichen Nutzung werden die im Bebauungsplan angegebenen Werte zur Fläche, 
die von baulichen Anlagen überdeckt werden darf (Grundflächenzahl gemäß § 16 (2) 1 
BauNVO) und Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 (2) 4 BauNVO) als Höchstwerte festgesetzt 
(3,50 m). Bezugspunkt ist das jeweils anstehende Gelände. 

Notwendige befestigte Flächen innerhalb der Baugrenze sind wasserdurchlässig auszuführen.  

Begründung: 
Durch die Festsetzung der maximalen Grundflächenzahl, in Kombination mit der textlichen 
Festsetzung von Baugrenzen und maximalen Höhen wird das quantitative Volumen der 
Anlagen begrenzt und ein geformtes Massenmodell räumlich beschrieben. Alle städtebaulich 
relevanten Kriterien sind damit hinreichend festgelegt und können sicher beurteilt werden. 
Maßgabe 2 der Raumordnerischen Beurteilung (siehe Anhang 1) findet hier entsprechend 
Berücksichtigung. 

 
Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO) 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt. 
Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderliche Nebenanlagen, Zuwegungen und 
Stellplätze sind innerhalb der Baugrenze allgemein zulässig. Die Zulässigkeit der 
Nebenanlagen und Stellplätze beschränkt sich auf die Betriebsphase der Photovoltaikanlagen. 
Die Solarmodule sind aufzuständern, hierbei sind Rammfundamente zu verwenden. 
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Begründung: 
Die Bauflächen entsprechen in ihrer Lage und Größe den technischen Erfordernissen der 
Solaranlage und sind mit dem Vorhabenträger abgestimmt. Zudem findet Maßgabe 4 der 
Raumordnerischen Beurteilung (siehe Anhang 1) hierdurch Berücksichtigung. 

 
Maßnahmen zur Versickerung und Ableitung von Oberflächenwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
und Nr. 20 BauGB) 
Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu 
versickern. Eine konzentrierte bzw. punktuelle Versickerung ist nicht zulässig. 

Zufahrten, Wartungsflächen und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu gestalten 
(z.B. Schotterrasen, Kiesbelag, Rasenpflaster usw.). 

Begründung 
Diese Festsetzung dient der Berücksichtigung der Anforderungen des Bodenschutz- und 
Wasserrechts. Die Funktionsfähigkeit der natürlichen Abläufe im Wirkungssystem Boden, 
Oberflächengewässer und Grundwasser bleibt erhalten und wird gesichert. Eingriffe in die 
Schutzgüter Boden und Wasser werden so vermieden. 

 
Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) 
Der landwirtschaftliche Entwässerungsgraben inklusive einseitigem Räumstreifen dient der 
Entwässerung der umliegenden Torfabbauflächen und landwirtschaftlichen Nutzflächen. 

Begründung 
Die Planung des Grabens erfolgt im Rahmen der Herrichtungsplanung zum 
Verlängerungsantrag der Fa. Griendtsveen B. V. Dieses Gewässer ist notwendig, um eine 
Entwässerung der umliegenden Torfabbauflächen und landwirtschaftlichen Nutzflächen zu 
gewährleisten. 

 
Festsetzungen zur Vegetationsausstattung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
Maßnahme M1 
Innerhalb der als sonstiges Sondergebiet Freiflächen – Photovoltaikanlagen festgesetzten und 
mit M1 gekennzeichneten Bereiche (M2) sind sämtliche unversiegelte Flächen als 
Grünlandflächen zu entwickeln und extensiv zu pflegen. Dabei sind die Vorgaben des 
Umweltberichts zu berücksichtigen. Ausgenommen sind die Zufahrten sowie alle 
Erschließungs- und Unterhaltungswege innerhalb des Geltungsbereiches. 

Begründung: 
Grundsätzlich wurde zur Berücksichtigung der Anforderungen aus dem Bodenschutz- und 
Wasserecht die Versiegelung beschränkt. Die nicht befestigten Flächen sind deshalb auch 
unter den Modulen dauerhaft zu begrünen und extensiv zu bewirtschaften. Dies dient dem 
Schutz vor Bodenerosion und als Ausgleich für die zugelassene Bebauung, da sowohl die 
Bodenökologie als auch der Habitatwert durch die Umnutzung verbessert werden. 

 

Maßnahme M2 
Innerhalb der mit M2 gekennzeichneten Bereiche ist eine 6 m breite Hecke mit 
standortgerechten, heimischen, wildwachsenden, strauchartigen Gehölzen zu entwickeln (mind. 
3-reihige, in sich gestaffelte Bepflanzung), zu pflegen und zu erhalten mit Ausnahme der 
Sondergebietszufahrten. Die Zielhöhe orientiert sich an der Anlagenhöhe. Leitungstrassen sind 
grundsätzlich von Baumpflanzungen freizuhalten. 
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Hierbei sind die Vorgaben des Umweltberichtes zu berücksichtigen. 

Begründung: 
Die Maßnahme M2 dient der Eingrünung der geplanten Anlage. Hierdurch wird eine 
Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild bewirkt. Zudem findet Maßgabe 3 der 
Raumordnerischen Beurteilung (siehe Anhang 1) Berücksichtigung. 

Für bestehende Heckenpflanzungen in der Umgebung konnte durch Hofer & Pautz (2009) 
festgestellt werden, dass diese die intensiv genutzte und offene Feldflur beleben und gliedern 
und darüberhinaus Habitate für Arten der Sträucher und Säume bieten. 

 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
Auf den Flächen dürfen keine (auch keine natürlichen) Dünge- und Pflanzenschutzmittel zum 
Einsatz kommen. Die Reinigung der Photovoltaikanlage (falls erforderlich) muss ohne 
chemische Reinigungsmittel erfolgen. 

Begründung 
Entsprechend der Maßgabe 8 der Raumordnerischen Beurteilung (Anhang 1) dient diese 
Festsetzung der Berücksichtigung der Anforderungen des Naturschutz-, Bodenschutz- und 
Wasserrechts. Es dürfen keine Pflanzenschutzmittel sowie keine Stickstoff- und 
Phosphordünger zum Einsatz kommen. Die Funktionsfähigkeit der natürlichen Abläufe im 
Wirkungssystem Boden, Oberflächengewässer und Grundwasser bleibt erhalten und wird 
gesichert. Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Wasser werden so vermieden.  

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 ABS. 4 BAUGB I. V. M. § 56 
NBAUO) 
Einfriedungen  
Einfriedungen sind zur Abgrenzung der baulichen Anlagen zulässig. Es sind Maschendraht- 
bzw. Gitterstabzäune mit einer maximalen Höhe von 2,50 m einschließlich Übersteigschutz zu 
verwenden. Die Zaunanlagen sind so zu gestalten, dass u. a. Kleinsäuger, Amphibien und 
Reptilien ungehindert queren können. Dabei ist ein Mindestabstand von 15 cm zwischen 
unterer Zaunkante und Boden einzuhalten. 

Begründung: 
Die beschriebene Gestaltung des Zauns gewährleistet eine Durchlässigkeit für die Kleintiere 
und entspricht der Maßgabe 5 der Raumordnerischen Beurteilung. 

HINWEISE (§ 9 ABS. 6 BAUGB)  
Sollten sich im Rahmen der Bauarbeiten denkmalgeschützte Bausubstanz oder archäologische 
Funde zeigen, ist die Kreisarchäologie des Landkreises Grafschaft Bentheim unverzüglich zu 
informieren (§ 13 NDSchG). 

Auf dem Flurstück 14/1 (Flur 3) befindet sich der trigonometrische Punkt 33008/30 bzw. 
NivPunkt 522. Zuständig hierfür ist die Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften Meppen. 

Die Versorgungsleitung ist in ihrer ungefähren Lage nach Auskunft der RWE Westfalen-Weser-
Ems GmbH dargestellt. Änderungen und Erweiterungen der Versorgungseinrichtungen behält 
sich die Eigentümerin ausdrücklich vor (§§ 13, 30, 31 u. 32 BauGB). 

Begründung: 
Mit dem Hinweis wird den Vorgaben des § 13 NDSchG und den Hinweisen aus den 
Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB nachgekommen. 
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5 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(UMWELTBERICHT) 

5.1 EINLEITUNG 
Nach § 2a BauGB ist der Begründung zum Bauleitplan ein Umweltbericht beizufügen. In ihm 
sind entsprechend der Anlage zu § 2 (4) und § 2a Nr. 2 BauGB die auf Grund der 
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes 
darzulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 

Mit der Einführung der Umweltprüfung und der Aufnahme des Umweltberichtes in den 
Erläuterungsbericht sind Umwelterwägungen ausdrücklicher als bisher in die Ausarbeitung von 
Bauleitplänen einzubeziehen. Im Umweltbericht sind die planungsrelevanten Schutzgüter, ihre 
Funktionen und ihre Betroffenheit darzustellen (§ 2 Abs. 4 BauGB + Anlage). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und 
allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des 
Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden kann (§ 2 (4) BauGB). 

In § 1 Abs. 6 Nr.7 BauGB sind die im Rahmen der Umweltprüfung zu berücksichtigenden 
Belange aufgeführt. Der Umweltbericht orientiert sich an den Schutzgütern Mensch einschl. 
menschlicher Gesundheit, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Klima, Luft und 
Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter sowie den Wechselwirkungen unter ihnen. Die in § 
1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB darüber hinaus aufgeführten Belange des Umweltschutzes werden 
thematisch vorwiegend im Rahmen der Betrachtung dieser Schutzgüter behandelt.  

Durch den Bau von Solarparks wird ressourcenschonend und unter Vermeidung von CO2-
Emissionen Energie produziert. Zudem wird die Nutzung erneuerbarer Energien in Form von 
Strom aus Photovoltaikanlagen ermöglicht.  

5.2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DES BESTANDS 
Grundlage der Beschreibung und Bewertung des Bestands ist vor allem der allgemeine 
biotische bzw. abiotische Zustand von Torfabbauflächen im Frästorfverfahren. 

5.2.1 SCHUTZGUT MENSCH EINSCHLIEßLICH MENSCHLICHER GESUNDHEIT 

WOHN- UND WOHNUMFELDFUNKTION 
Die dem Geltungsbereich nächstgelegenen Wohngebäude befinden sich in mindestens 100 m 
Entfernung (im Bereich des Nord-Süd-Kanals). Hierbei handelt es sich um eine 
Einzelhausbebauung.  

Weitere Wohnnutzungen sind im näheren Umfeld der geplanten Anlage nicht vorhanden. 

LANDSCHAFTSBEZOGENE ERHOLUNG 
Eine Erholungsnutzung findet aufgrund des derzeitigen Torfabbaus nicht statt 
(Betriebsgelände). 

5.2.2 SCHUTZGUT BODEN 
Der Geltungsbereich ist geprägt vom Bodentyp vererdetes Hochmoor. Seit Jahrzehnten findet 
auf den ehemaligen Hochmoorflächen ein Abbau des Torfes statt. Der darunterliegende 
Mineralboden wird von Sanden unterschiedlicher Körnung gebildet. Geringmächtige 
Bodenhorizonte mit feinkörnigen Bodenarten (Lehm, Schluff, Ton) sind nicht auszuschließen 
(LBEG 2011a). Altlasten sind im Geltungsbereich nicht bekannt (LBEG 2011a). 
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5.2.3 SCHUTZGUT WASSER 
Aufgrund des Torfabbaus wird die Fläche derzeit entwässert. Hierzu wurden Gräben angelegt, 
deren Sole z. T. bis in den mineralischen Untergrund hineinragt (siehe Abbildung 6). 
Darüberhinaus gibt es im Plangebiet keine weiteren Oberflächengewässer. 

Im Plangebiet und seiner Umgebung befinden sich nach dem RROP (2001) keine Vorrang- 
oder Vorsorgegebiete für Trinkwassergewinnung. Wasserschutzgebiete sind ebenfalls nicht 
betroffen. Das Grundwasser im Plangebiet befindet sich innerhalb des mineralischen 
Untergrunds (vornehmlich aus Sand bestehend).  

Die Bodenübersichtskarte im Maßstab 1:50.000 des LBEG nennt für diesen Bereich 
Wasserstände von 0,4 bis 1,8 m unter Gelände (LBEG 2011b) 

Laut (HOFER & PAUTZ 2009), die mehrere Grundwassermessstellen des Wasserwerkes 
Füchtenfeld (Messstelle 15A) sowie des Niedersächsischen Landesbetriebs für 
Wasserwirtschaft und Küsten- und Naturschutz (NLWKN) (506 Nördlich Schwartenpohl I und 
507 Nördlich Schwartenpohl II) in der Umgebung ausgewertet haben, wurden die höchsten 
Wasserstände generell zwischen Dezember und März gemessen, die niedrigsten im Sommer 
und Herbst.   

5.2.4 SCHUTZGUT KLIMA 
Die Bestandsbeschreibung zum Schutzgut Klima entstammt dem Landschaftsrahmenplan des 
Landkreis Grafschaft Bentheim (LRP 1998): 

Klimatisch gehört der Landkreis Grafschaft Bentheim zur Maritim-Subkontinentalen 
Flachlandregion. Das Klima ist feuchtgemäßigt mit relativ kühlen Sommern und warmen 
Wintern. Die Jahresniederschläge liegen bei 650 – 700 mm, die klimatische Wasserbilanz weist 
einen Wasserüberschuss von 200 – 300 mm/Jahr auf bei einem mittleren bis hohen Defizit im 
Sommerhalbjahr von 50 – 75 mm. 

Die Lufttemperatur liegt im Jahresdurchschnitt bei 8,4°C, die Jahrestemperaturschwankungen 
betragen 16,4°C. Die relative Luftfeuchte hat einen Jahresdurchschnittswert von 81%.  
Die Werte sind jeweils als Mittel angegeben. 

Die Vegetationszeit ist mittel bis lang (Ø 220 Tage/Jahr), d.h. das Pflanzenwachstum liegt im 
Zeitraum von etwa Ende März bis Anfang November. 

Die Talauen und Moore sind abweichend von den angrenzenden Klimaregionen stark vom 
Grund- und Oberflächenwasser beeinflusst. In Abhängigkeit von Entwässerung und 
Luftbewegung ist hier verstärkt mit Nebelbildung und Spätfrostgefahr zu rechnen. 

Die Hauptwindrichtungen sind Südwest und Südsüdwest. 

5.2.5 SCHUTZGUT PFLANZEN, TIERE UND DIE BIOLOGISCHE VIELFALT 

BIOTOPTYPEN 
Die Informationen zum Biotoptypenbestand entstammen dem Entwurf des 
Verlängerungsantrags der Fa. Griendtsveen Erica B.V. (HOFER & PAUTZ 2009). Eine 
Überprüfung im Gelände erfolgte in 2011. 

Beim Plangebiet handelt es sich um seit Jahrzehnten in Abtorfung befindliche Flächen. In 
folgender Tabelle sind entsprechend die vorhandenen Biotoptypen dargestellt. 
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Tabelle 1: Biotoptypen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 15 „Photovoltaik-
Freiflächenanlage nördlich Torfabfuhrweg“.  

Biotoptyp* Kürzel* (Kürzel neu **) Wertstufe*** 

Abtorfungsfläche im Fräsverfahren MXF (DTF) 1 

Sonstiger vegetationsarmer Graben / Sandiger 
Offenbodenbereich FGZ/DOS 2 

* nach DRACHENFELS (2004), ** nach DRACHENFELS (2011), *** nach BIERHALS et al (2004) 

Wertstufen:   
5: von besonderer Bedeutung,    4: von besonderer bis allgemeiner Bedeutung,   
3: von allgemeiner Bedeutung,   2: von allgemeiner bis geringer Bedeutung,   
1: von geringer Bedeutung 

Es kommen keine geschützten Pflanzen vor, da die Flächen regelmäßig gefräst und befahren 
werden. Das Freihalten der Zufahrtswege und Grabenränder von Pflanzenbewuchs zählt zur 
gängigen Praxis im Torfabbau, um die Qualität der aus dem Torf gewonnenen Substrate zu 
gewährleisten. 

Ein Pflanzenbewuchs in den Entwässerungsgräben kann ausgeschlossen werden (siehe 
folgende Abbildung), da eine regelmäßige Räumung stattfindet. Die Entwässerungsgräben 
befinden sich im Bereich des mineralischen Untergrunds (Sand), entsprechend finden sich im 
Umfeld der Gräben Offenbodenbereiche. 

Die Bewertung erfolgte nach BIERHALS ET AL (2004) unter Berücksichtigung des 
Verlängerungsantrags von Griendtsveen Erica B.V. (HOFER & PAUTZ 2009). Die Wertstufe für 
Gräben in der Abtorfungsfläche / Sandiger Offenbodenbereich (FGZ / DOS) orientiert sich aus 
Vorsorgegesichtspunkten an der höheren Wertstufe für den Biotoptypen FGZ. 

 

 

Abbildung 6: Geltungsbereich mit Blick nach Norden (Foto: D. Kamermann, 02.03.2011). 
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Abbildung 7: Bestand Biotoptypen im Geltungsbereich (HOFER & PAUTZ 2009) 

TIERE 
Seitens des NLWKN liegen keine faunistischen Kartierergebnisse (außer Avifauna) vor (schriftl. 
Mitteilung NLWKN Herr Wreesmann v. 16.05.2011). Die Einschätzungen zur faunistischen 
Ausstattung erfolgt anhand des Verlängerungsantrags von Griendtsveen Erica B.V. sowie der 
vorkommenden Biotope. 

Brutvögel 
Nach derzeitigem Kenntnisstand kommen keine Brutvögel im Geltungsbereich vor und sind dort 
auch nicht zu erwarten, da es sich um eine in Betrieb befindliche Frästorffläche handelt. Dieses 
wird durch Hofer & Pautz (2009) bestätigt, die im Rahmen der UVS für die Änderung der 
Bodenabbaugenehmigung der Firma Griendtsveen Erica B.V. eine Brutvogelkartierung 
vorgenommen haben. Es konnten innerhalb der Frästorfflächen keine Brutreviere festgestellt 
und eine Bindung an diese Fläche konnte ebenfalls nicht nachgewiesen werden. Mehrere 
Brutvogelkartierungen, die im Auftrag des LANDKREIS GRAFTSCHAFT BENTHEIM (2009) 
durchgeführt wurden, bestätigen dies ebenfalls. Es konnten jeweils lediglich in der Umgebung 
des Geltungsbereichs Brutvögel nachgewiesen werden. 

Auch in der Brutvogelbestandsaufnahme für das EU-Vogelschutzgebiet „Dalum-Wietmarscher 
Moor und Georgsdorfer Moor“ von SCHREIBER & MOORMANN (2005) wird darauf hingewiesen, 
dass Frästorfflächen über weite Strecken vollständig vogelleer sind. Grund hierfür ist u. a. das 
weitestgehende Fehlen von Nahrungsgrundlagen (Vegetation, Insekten) und Strukturen 
(Gehölze, Gewässer mit Vegetation). 

Auch ein Vorkommen des Goldregenpfeifers ist für den Geltungsbereich nach vorliegendem 
Kenntnisstand auszuschließen. Gemäß dem Goldregenpfeifer-Schutzprogramm aus 2010 
(DEGEN 2010) wurde in 2010 kein Individuum im Georgsdorfer Moor beobachtet. Dieses gilt 
auch für die Jahre zuvor (DEGEN 2009 & 2008).  



Gemeinde Georgsdorf: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 gem. § 12 Abs. 2 BauGB Seite 18 

110808_BPlan_Begruendung_Umweltbericht.doc planungsgruppe grün gmbh 

Die Bewertung der avifaunistisch wertvollen Bereiche für Brutvögel erfolgt durch die staatliche 
Vogelschutzwarte im NLWKN aufgrund der Veröffentlichung von Wilms et al. 1997. Als 
Bewertungskriterien werden der Gefährdungsgrad der Arten, die Größe des Bestands und die 
Artenzahl einer Fläche herangezogen.  

Insgesamt können folgende Wertstufen vergeben werden: 

• Internationale Bedeutung 

• Nationale Bedeutung 

• Landesweite Bedeutung 

• Regionale Bedeutung 

• Lokale Bedeutung 
Für den Geltungsbereich mit der Bewertung "Status offen" liegen keine für eine Bewertung 
ausreichenden Daten / Bestandszahlen vor, diese sind aber nicht ohne Bedeutung (schriftl. 
Mitteilung Fr. Behm-Berkelmann, NLWKN 21.02.2011). Durch den großflächig durchgeführten 
Torfabbau im Frästorfverfahren und das weitestgehende Fehlen von Nahrungsgrundlagen 
(Vegetation, Insekten) und Strukturen (Gehölze, Gewässer mit Vegetation) ist aber von keiner 
lokalen oder höheren Bedeutung des Gebiets auszugehen. Dieses wird durch die oben 
erwähnten Untersuchungen bestätigt. 

Rastvögel 
Hinsichtlich der Nutzung als Rastplatz für Vögel besitzt das Untersuchungsgebiet lt. 
Einschätzung der Staatlichen Vogelschutzwarte keine Bedeutung (GEOSUM 2011 sowie 
schriftliche Mitteilung Fr. Behm-Berkelmann, NLWKN 21.02.2011). 

Eine Rastfunktion ist für den Geltungsbereich auch nicht zu erwarten, da Nahrungsgrundlagen 
(Vegetation und Insekten) und günstige Strukturen (Gehölze, Gewässer mit Vegetation) fehlen.  

Sonstige Artengruppen 
Amphibien, Reptilien und Insekten sind aufgrund der Biotopausstattung nicht zu erwarten. Die 
Untersuchung vom Büro HOFER & PAUTZ (2009) im Rahmen der Verlängerung der 
Abbaugenehmigung der Firma Griendtsveen bestätigt dieses. 

Das Vorhandensein von Wildwechseln bzw. wandernden Arten im Bereich des 
Bebauungsplanes Nr. 15 wurde von der Unteren Landesplanungsbehörde geprüft. Mit dem 
Ergebnis, dass Wildwechsel bzw. Vorkommen wandernder Arten hier derzeit nicht gegeben 
sind (laut Auskünfte der Unteren Naturschutzbehörde und der Jägerschaft vom 13.04.2011). 
Für größere Säuger gibt es derzeit gar kein Nahrungsangebot und keine Schutzmöglichkeiten 
(fehlende Gehölze) auf der Fläche. Ein Wildwechsel wäre auch aufgrund der örtlichen 
Raumstruktur nicht zu erwarten gewesen, da der westlich gelegene Nord-Süd-Kanal eine 
unpassierbare Barriere darstellt. 

BIOLOGISCHE VIELFALT 
Aufgrund des derzeitigen Torfabbaus ist die biologische Vielfalt im Vergleich zu einem 
entwässerten bzw. intakten Hochmoor als sehr gering bzw. nicht vorhanden einzuschätzen.  

SCHUTZGEBIETE 
Das westlich und östlich gelegene Vogelschutzgebiet „Dalum-Wietmarscher Moor und 
Georgsdorfer Moor“ (VSG 3408-401, siehe Abbildung 4) dient dem Schutz bedeutender 
Brutvogelarten des Feuchtgrünlands. Zudem ist dieses Vogelschutzgebiet als Brutgebiet des 
Goldregenpfeifers genannt. In den letzten Jahren wurden allerdings keine Brutnachweise dieser 
Art in der Umgebung des Geltungsbereichs erbracht (DEGEN 2008 – 2010) (siehe hierzu 
Unterkapitel zu Brutvögeln). 
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5.2.6 SCHUTZGUT LANDSCHAFT 
Die Fläche liegt in einem Torfabbaugebiet, welches keine Gehölzstrukturen aufweist. Die 
Landschaft ist offen und geprägt von der dunklen Farbe des Torfs. Der bereits abgefräste Torf 
wird in Mieten angehäuft und bis zum Abtransport gelagert. Durch den Torfabbau sind 
Maschinen im Gebiet sichtbar.  

Infrastruktur für die Naherholung (Wege) liegen nicht vor, es bestehen lediglich Zuwegungen, 
die für den Torfabbau genutzt werden. 

5.2.7 SCHUTZGUT KULTUR- UND SACHGÜTER 
Unter Kultur- und sonstigen Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte mit 
gesellschaftlicher Bedeutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze 
darstellen und deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben eingeschränkt werden könnte.  

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 15 „Photovoltaik-Freiflächenanlage 
nördlich Torfabfuhrweg“ befinden sich keine Kultur- und Sachgüter, keine denkmalgeschützte 
Bausubstanz und keine archäologischen Funde. Mit letzteren ist auch im Rahmen der 
Bauarbeiten zur Errichtung der Solaranlage nicht zu rechnen. Sollten sich im Rahmen dessen 
dennoch Funde zeigen, ist die Kreisarchäologie des Landkreises Grafschaft Bentheim 
unverzüglich zu informieren.  

5.3 PROGNOSE ÜBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI 
DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG UND BEI NICHTDURCHFÜHRUNG DER 
PLANUNG 

5.3.1 WIRKFAKTOREN DER PLANUNG 
Die geplante Bebauung zieht umweltrelevante Auswirkungen nach sich. Dabei wird 
unterschieden zwischen: 

• baubedingten Umweltauswirkungen (während der Bauphase), 

• anlagebedingten Umweltauswirkungen (Existenz der Bauwerke selbst) sowie 

• betriebsbedingten Umweltauswirkungen (Betrieb und Unterhaltung der Anlage) 
entstehen. 

 

Die folgende Tabelle listet mögliche allgemeine Wirkungen von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
auf die Umwelt auf. Nicht alle Beeinträchtigungen müssen tatsächlich auftreten und sind auch 
dann nicht zwangsläufig als „erheblich“ (z. B. im Sinne der Eingriffsregelung gemäß BNatSchG) 
einzustufen (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007). 
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Tabelle 2:  Allgemein mögliche Wirkfaktoren von Freiflächen - Photovoltaikanlagen (BUNDESMINISTERIUM 
FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007) 

Wirkfaktor Bau-/rückbaubedingt Anlagebedingt Betriebsbedingt/ 
wartungsbedingt 

Flächenumwandlung,    
- inanspruchnahme X X  

Bodenversiegelung  X  
Bodenverdichtung X   
Bodenabtrag, -erosion X   
Schadstoffemissionen X  X 
Lärmemissionen X  X 
Lichtemissionen  X X 
Erschütterungen X   
Zerschneidung  (X)1  
Verschattung, 
Austrocknung  X2  

Aufheizen der Module  X  
Elektromagnetische 
Spannungen   (X)3 

Visuelle Wirkung der 
Anlage  X4  
1 Durch die Errichtung eines Zaunes mit 15 cm Bodenfreiheit können Kleinsäuger passieren. Siehe hierzu Kap. 4. 
2 Eine Verschattung erfolgt nur teilweise, da zwischen den Modulreihen offene Gassen bestehen. Eine Austrocknung wird dadurch 
verhindert, dass zwischen Modulen Spalten bestehen, die ein Ablaufen des Wassers ermöglichen. 
3 Elektrische und magnetische Felder treten nicht oder nur in sehr geringem Maße auf. Da die vorgegebenen Grenzwerte 
insgesamt eingehalten werden und die nächstgelegene Wohnbebauung einen Abstand von über 100 m aufweist, sind erhebliche 
Auswirkungen durch elektrische und magnetische Felder auf die Schutzgüter auszuschließen. 
4 Durch die vorgesehene Heckenpflanzung wird die visuelle Wirkung der Anlage minimiert. 
 

Im Folgenden werden die Umweltwirkungen von Photovoltaikanlagen näher betrachtet. Hierbei 
wird auf den geplanten Solarpark Georgsdorf teilweise bereits Bezug genommen. Grundlage 
hierfür sind im Wesentlichen die vom BfN (2009) zusammengestellten Bewertungsmethoden 
von Freilandphotovoltaikanlagen. Eine nach Schutzgütern differenzierte Betrachtung der 
Auswirkungen erfolgt im anschließenden Kapitel. 

 

Flächeninanspruchnahme / Bodenversiegelung 
Durch die Aufstellung von Modulen und Errichtung einer Photovoltaikanlage werden Flächen im 
Bereich der Pfosten versiegelt. Diese wird aufgrund der Tatsache, dass die Pfosten innen hohl 
sind, auf ein Minimum beschränkt. Im Bereich des Betriebsgebäudes (Wechselrichter) tritt lokal 
begrenzt eine vollständige Versiegelung auf. Während der Baumaßnahme werden ggf. Flächen 
vorübergehend für Baustelleneinrichtung, Lagerflächen etc. benötigt. Durch effiziente neue 
Fundamenttypen ist die Versiegelung gering.  

 

Bodenumlagerung und Verdichtung 
Baubedingt sind teilweise Eingriffe in den Boden nötig. Besonders durch Baufahrzeuge kann es 
zu Beeinträchtigungen durch Verdichtung oder Umlagerung kommen. Dies betrifft zum einen 
die Bauabläufe mit Aufstellung der Module und zum anderen die Verlegung der Erdkabel. 

 

Überschirmung von Böden 
Durch den Abstand der Modulunterkante vom Boden und die Zwischenräume zwischen den 
Modulen sind die überschirmten Bereiche nicht als versiegelt einzustufen. Beschattung, 
Austrocknung und Erosion des Bodens sind möglich. Die Stärke dieser Faktoren wird durch 
Höhe und Fläche des Modultisches, Ausführung, Geländerelief und Bodentyp beeinflusst. 



Gemeinde Georgsdorf: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 gem. § 12 Abs. 2 BauGB Seite 21 

110808_BPlan_Begruendung_Umweltbericht.doc planungsgruppe grün gmbh 

Durch die Spalten zwischen den einzelnen Modulen kann der anfallende Niederschlag ablaufen 
und versickern.  

 
Beschattung 
Durch den Wechsel des Sonnenstandes werden auch bei starren, nicht nachgeführten Modulen 
Flächen nicht dauerhaft und gleichmäßig beschattet. Zudem verbleiben „Gassen“ zwischen den 
Modulreihen, die nicht beschattet werden. 

Wenn ein Mindestabstand von 60 bis 80 cm zwischen Boden und Modulkante besteht, wird eine 
ausreichende Wuchsfreiheit ermöglicht. Durch Lichtmangel verursachte vegetationslose 
Bereiche sind nicht bzw. nur kleinflächig im geringen Umfang zu erwarten. 

 

Veränderung des Bodenwasserhaushalts und Bodenleben 
Durch die Überschirmung des Bodens reduziert sich der Niederschlag unter den Modulen. Ein 
oberflächliches Austrocknen der Böden ist jedoch auszuschließen, da das Niederschlagswasser 
auch durch die Spalten zwischen den einzelnen Modulen ablaufen kann. Die unteren 
Bodenschichten werden zudem durch die Kapillarkräfte weiter mit Wasser versorgt. 

 
Erosion 
Durch das von den Modulflächen ablaufende Niederschlagswasser kann es, besonders bei 
Starkregen, grundsätzlich zu Erosion kommen. Dies ist insbesondere bei Hanglagen und 
offenen Böden mit geringer Versickerungsrate der Fall. Bei dem hier geplanten Vorhaben wird 
der Boden begrünt, zudem weist das Gelände keine Neigung auf. Mit Erosionserscheinungen 
ist daher nicht zu rechnen. 

 
Veränderung der lokalklimatischen Ausgleichsfunktion von Flächen  
Durch die Überschirmung von Flächen mit Modulen können lokalklimatische Änderungen 
auftreten.  

Die Temperaturen unter den Modulreihen liegen durch die Überdeckungseffekte tagsüber 
deutlich unter den Umgebungstemperaturen und nachts einige Grade über den 
Umgebungstemperaturen. Die Wärmestrahlung wird durch die Module darunter gehalten. Diese 
andere Wärmeabstrahlung hat eine verminderte Kaltluftproduktion zur Folge.  

Dieser Effekt wird jedoch dadurch z.T. ausgeglichen, dass freie Gassen zwischen den 
Modultischen verbleiben und nicht die komplette Fläche überstellt ist. Konflikte wären außerdem 
nur dann zu erwarten, wenn durch das Vorhaben Flächen mit Kaltluftproduktion verbaut 
werden, die klimatische Ausgleichsfunktion besitzen.  

 

Barrieren 
Der Solarpark wird von einem Zaun umgeben. Durch die Einzäunung entsteht für Mittel- und 
Großsäuger im Allgemeinen meist ein vollständiger Lebensraumentzug. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass das Planungsgebiet derzeit aufgrund der Abbautätigkeit keine Bedeutung 
als Nahrungsfläche für Großsäuger hat. Mit Abschluss der Abbautätigkeit und Aufnahme einer 
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Folgenutzung stehen die umgebenden Flächen jedoch wieder als Nahrungsflächen zur 
Verfügung.1 

Durch die Einhaltung eines Mindestabstandes von ca. 15 cm zum Boden bleibt die 
Durchgängigkeit für Kleintiere erhalten.  

 
Stoffliche Emissionen 
Während der Bauphase werden durch Baustellenfahrzeuge vermehrt Abgase und Staub 
freigesetzt. Diese führen aber in der Regel nicht zu erheblichen Auswirkungen. Durch den 
Aufstellwinkel der Module wird der Verschmutzung von Modulen entgegengewirkt, da eine 
gewisse Selbstreinigung eintritt.  

 
Visuelle Wirkungen 
Photovoltaikanlagen können sich aufgrund ihrer regelmäßigen Struktur und äußeren Umrisse 
von der Landschaft abheben. Bei der Betrachtung aus größerem Abstand entsteht ein flächiges 
Erscheinungsbild. Die Module und Halterungen reflektieren Licht und erscheinen gegenüber 
Vegetationsflächen in der Landschaft in der Regel heller und können – je nach 
Ausgangssituation - dadurch das Landschaftsbild stören. Reflexionen des Lichtes bedeuten 
einen Verlust an energetischer Ausbeute, diese wird somit so gering wie möglich gehalten, 
dennoch sind Reflexionen nicht ganz vermeidbar. Spiegelungen können auftreten.  

Polarotaktische Wasserinsekten können in manchen Fällen die Module mit Wasserflächen 
verwechseln und dort z. B. ihre Eier ablegen (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ 
UND REAKTORSICHERHEIT 2007).  

Eine Beeinträchtigung von Vögeln durch Lichtreflexe oder Blendwirkungen ist auszuschließen, 
da diese die Module und Modulreihen auch aus weiterer Entfernung als solche wahrnehmen 
und keinen Landeversuch unternehmen. Eine Verwechslungsgefahr durch Wasservögel liegt 
ebenfalls nicht vor, wie im Rahmen der Untersuchung einer großflächigen PV-Freiflächenanlage 
in unmittelbarer Nachbarschaft zum Main-Donau-Kanal bzw. eines sehr großen 
Wasserspeichers, der nahezu ganzjährig von Wasservögeln besiedelt wird, ermittelt wurde. 
Wasservögel wurden beim Überfliegen der Anlagen beobachtet, eine Flugrichtungsänderung, 
die als Irritations-oder Attraktionswirkung interpretiert werden könnten, hingegen nicht 
(BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007). 

Laut Webseite des NABU Brandenburg konnte bei einem begleitenden Monitoring der 
Solarparks Lieberose und Waldpolenz ebenfalls keine Irritationen von Vogelarten oder 
Kollisionen mit den Anlagen festgestellt werden (vgl. http://brandenburg.nabu.de/). 

Die Agentur für Erneuerbare Energien bestätigt dies ebenfalls in ihrer Renews Spezial Ausgabe 
vom Dezember 2010 (AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN E. V. 2010). „Untersuchungen zu 
negativen Auswirkungen auf Vögel durch Lichtreflexe oder Blendwirkungen wurden in den 
Solarparks Lieberose und Schneeberger Hof durchgeführt. Sie konnten die verbreitet 
geäußerten Bedenken entkräften, dass Vögel die Modulreihen mit Wasserflächen verwechseln 
und bei irrtümlichen Landungen zu Schaden kommen könnten. Ebenso wie schon in der Studie 
des Bundesamts für Naturschutz aus dem Jahr 2006 konnten im Rahmen der Monitorings keine 
negativen Effekte beobachtet werden“. 

Auch die Widerspiegelung von Habitatelementen (z. B. Gehölze), die Vögel zum Anflug 
motivieren könnten ist aufgrund der Ausrichtung auszuschließen, so dass insgesamt kein 

                                                 
1 Für größere Säuger gibt es derzeit gar kein Nahrungsangebot auf der Fläche. Zudem gibt es keine Schutzmöglichkeiten (fehlende 
Gehölze). Laut Auskunft der UNB und der Jägerschaft ist ein Wildwechsel bzw. das Vorkommen wandernder Arten auf den Flächen 
derzeit nicht gegeben. Ein Wildwechsel ist aufgrund der Raumstruktur auch nicht zu erwarten, da der westlich gelegene Nord-Süd-
Kanal eine Barriere darstellt. Das Wild kann dem Solarpark ausweichen, da ausreichend offene Flächen in der Umgebung 
vorhanden sind. 
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erhöhtes Mortalitätsrisiko besteht (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT 2007). 

 
Erwärmung von Modulen 
Die Module können sich bei langer Sonnenexposition aufheizen. Durch die Hinterlüftung der 
freistehenden Module entstehen bei voller Sonneneinstrahlung Temperaturen im Bereich von 
35° - max. 50°.  

Da der Wirkungsgrad der Module mit steigender Temperatur signifikant abnimmt, wird aus 
wirtschaftlichen Gründen versucht, diese Erwärmung z.B. durch ausreichende Hinterlüftung der 
Module zu minimieren.  

Die Aufheizung kann zu einer Beeinflussung des lokalen Mikroklimas führen. Die maximalen 
Temperaturen sind für Wirbeltiere nicht gefährlich, da genügend Reaktionszeit gegeben ist 
(BFN 2009).  

 
Schallemissionen 
Während des Baubetriebs entstehen durch Baustellenbetrieb und -verkehr für die Dauer der 
Bauphase Lärmemissionen. Wechselrichter, die in geschlossenen Stationen untergebracht 
werden, sind bezüglich der Lärmemission unproblematisch. 

 

Elektrische und magnetische Felder 
Durch die Spannung bzw. Stromübertragung entstehen elektrische und magnetische Felder um 
die Kabel. Die Feldstärke hängt von der Spannungshöhe und der Stromstärke ab.  

Die innerhalb der Photovoltaik genutzten Gleichstromkabel gelten hinsichtlich ihrer Wirkung auf 
biologische Systeme weniger kritisch als elektrische Wechselfelder. Elektrische und 
magnetische Felder treten nicht oder nur in sehr geringem Maße auf.  

Durch die i.d.R. metallischen Gehäuse der Wechselrichter bzw. Trafostationen werden 
elektrische und magnetische Felder weitgehend von der Umwelt abgeschirmt. Auch liegen 
diese Anlagen auf dem Betriebsgelände und sind damit für betriebsfremde Personen 
unzugänglich.  

5.3.2 BESCHREIBUNG DER ZU ERWARTENDEN UMWELTAUSWIRKUNGEN AUF 
DIE SCHUTZGÜTER 

Im Folgenden werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter 
zusammenfassend dargestellt. 

5.3.2.1 SCHUTZGUT MENSCH EINSCHLIEßLICH MENSCHLICHER GESUNDHEIT 
Baubedingte Auswirkungen 
Während der Bauphase kann es zu Lärm- und Schadstoffemissionen (durch Baufahrzeuge) 
kommen, die sich vorübergehend auf das Schutzgut Mensch auswirken können. Diese sind 
aber aufgrund der Entfernung zu Siedlungen (mind. 100 m) und der Tatsache, dass sich im 
Umfeld lediglich Torfabbauflächen und landwirtschaftliche Nutzflächen befinden zu 
vernachlässigen. 

Anlagebedingte Auswirkungen 
Lichtreflexe und Spiegelung sind als mögliche anlagenbedingte Auswirkungen zu nennen. Lt. 
BFN (2009) wird aus wirtschaftlichen Gründen dafür gesorgt, dass die Reflexion des 
einfallenden Lichts möglichst gering gehalten wird, da diese einen Verlust energetischer 
Ausbeute bedeuten. Die Reflexion von Licht ist nach dieser Studie nicht vollständig vermeidbar. 
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Nach der Studie des BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 
2007 sind die Auswirkungen bezogen auf den Geltungsbereich gering einzuschätzen: Durch die 
Ausrichtung der Module zur Sonne sind nicht alle Standorte in der Umgebung einer Anlage 
gleichermaßen von Reflexblendungen betroffen. Bei fest installierten Anlagen (Aufstellung 30 °) 
werden die Sonnenstrahlen in der Mittagszeit nach Süden in Richtung Himmel reflektiert. Die 
südlich einer Anlage liegenden Flächen sind dabei nur theoretisch betroffen (z. B. wenn sich in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu PV-Anlage ein Hochhaus befindet). Be dem um die Mittagszeit 
nahezu senkrechten Einfallwinkel ist die Reflexion zudem stark reduziert (d. h. die Module 
adsorbieren den größten Teil des Lichtes), so dass Störungen im Süden einer Anlage nahezu 
nicht bestehen. 

Bei tief stehender Sonne (d. h. abends und morgens) werden bedingt durch den geringen 
Einfallwinkel größere Anteile des Lichtes reflektiert. Reflexblendungen können dann in den 
Bereichen westliche und östlich der Anlage auftreten. Durch die dann ebenfalls (in 
Blickrichtung) tief stehende Sonne werden diese Störungen jedoch relativiert, da die 
Reflexblendung der Module unter Unständen von der Direktblendung der Sonne überlagert 
wird, Schon in kurzer Entfernung (wenige dm) von den Modulreihen ist bedingt durch die stark 
Licht streuende Eigenschaft der Module zudem nicht mehr mit Blendungen zu rechnen. Auf den 
Oberflächen der Module sind dann nur noch helle Flächen zu erkennen, die keine 
Beeinträchtigung für das menschliche Wohlbefinden darstellen. 

Mit Spiegelungen und Reflexionen des Lichtes im Bereich der Adorfer Straße ist demnach nicht 
zu rechnen, da die Straße zum einen von Norden nach Süden am Solarpark vorbei verläuft und 
zum anderen ca. 100 m vom Solarpark entfernt liegt. Außerdem wird die PV-Anlage von einer 
Hecke umgeben sein, die bis zu 3,50 m hoch sein wird (je nach Höhe der Anlage), so zusätzlich 
ein Schutz vor Reflexionen und Spiegelungen bestehen wird.  

Von der geplanten PV-Anlage geht keine Barrierewirkung aus, zudem werden keine 
bestehenden Wegebeziehungen zerschnitten und siedlungsnahe Freiflächen beansprucht. Es 
handelt sich um eine Frästorffläche, die keine Erholungs- und Wohn- und Wohnumfeldfunktion 
aufweist. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingt sind grundsätzlich elektrische und magnetische Felder zu nennen. 

Da die vorgegebenen Grenzwerte insgesamt eingehalten werden und die nächstgelegene 
Wohnbebauung einen Abstand von über 100 m aufweist, sind erhebliche Auswirkungen durch 
elektrische und magnetische Felder auf die Schutzgüter auszuschließen. 

Wechselrichter, die in geschlossenen Stationen untergebracht werden, sind bezüglich der 
Lärmemission unproblematisch. 

Fazit 
Für das Schutzgut Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit bestehen keine erheblichen 
Auswirkungen durch die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage. 

5.3.2.2 SCHUTZGUT BODEN 
Baubedingte Auswirkungen 
Während der Bauphase kann es durch Baufahrzeuge zu Beeinträchtigungen durch Verdichtung 
oder Umlagerung kommen. Dies betrifft zum einen die Bauabläufe mit Aufstellung der Module 
und zum anderen die Verlegung der Erdkabel.  

Aufgrund des Jahrzehnte andauernden Torfabbaus hat es erhebliche Eingriffe in das 
Bodengefüge gegeben. So ist die oberste Bodenschicht, die z.T. meterdicke Torfauflage, 
abgebaut worden. 

Aufgrund der Tatsache, dass der Boden vor Beginn der Baumaßnahme für eine sich nach der 
PV-Nutzung ggfs. anschließende landwirtschaftliche Nutzung bis 1,5 m tiefgepflügt werden 



Gemeinde Georgsdorf: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 gem. § 12 Abs. 2 BauGB Seite 25 

110808_BPlan_Begruendung_Umweltbericht.doc planungsgruppe grün gmbh 

muss (siehe Anhang 1), bestehen bereits erhebliche anthropogene Vorbelastungen des 
Bodens. Nach dem Torfabbau tief gepflügte Flächen weisen einen im Idealfall 145 ° Winkel 
schräg stehenden Torfhorizont auf, der von Mineralboden (hier: Sand) umgeben ist (schräge 
Wechselschichtung). Eine Zerstörung der gewachsenen Bodenstruktur ist nicht gegeben, da 
diese aufgrund des Jahrzehnte langen Torfabbaus nicht mehr vorhanden ist. 

Die Gefahr der Bodenverdichtung ist aufgrund der vorherrschenden Substrate als geringer 
einzustufen. Unvermeidbare baubedingte Bodenverdichtungen (z.B. Baustelleneinrichtung, 
Lagerplätze) sind nach Fertigstellung der Baumaßnahme wieder aufzulockern. 

Während der Baumaßnahme werden ggf. Flächen vorübergehend für Baustelleneinrichtung, 
Lagerflächen etc. benötigt, die im Anschluss wieder zurückgebaut werden. 
Anlagebedingte Auswirkungen 
Durch die Aufstellung von Modulen und Einrichtung einer Photovoltaikanlage werden Flächen 
im Bereich der Pfosten versiegelt. Diese wird aufgrund der Tatsache, dass die Pfosten innen 
hohl sind, auf ein Minimum beschränkt. Es handelt sich um Rammfundamente. Im Bereich des 
Betriebsgebäudes (Wechselrichter) tritt lokal begrenzt eine vollständige Versiegelung auf.  

Überschirmte Bereiche sind nicht als versiegelt einzustufen, da ein Abstand zwischen Boden 
und Modulunterkante besteht und Zwischenräume zwischen den Modulen vorliegen.  

Mit Erosionserscheinungen ist nicht zu rechnen, da die Fläche komplett begrünt wird und diese 
eine ganzjährig geschlossene Vegetationsdecke aufweist (Steigerung der Puffer- und 
Rückhaltefunktion). Zudem ist die Fläche eben. 

Eine Schadstoffbelastung des Bodens durch die Reinigung der Module ist nicht zu erwarten, da 
keine chemischen Reinigungsmittel verwendet werden. Es werden keine Stickstoff- und 
Phosphordünger sowie Pflanzenschutzmittel verwendet. 

. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 
Eine Schadstoffbelastung des Bodens durch die Reinigung der Module ist nicht zu erwarten, da 
keine chemischen Reinigungsmittel verwendet werden. Weitere betriebsbedingte Auswirkungen 
wie die Bodenerwärmung sind nicht zu erwarten. 

Fazit 
Für das Schutzgut Boden bestehen keine erheblichen Auswirkungen durch die geplante 
Photovoltaik-Freiflächenanlage.  

5.3.2.3 SCHUTZGUT WASSER 
Baubedingte Auswirkungen 
Grundwasserabsenkungen für die Tiefbaumaßnahmen oder Gründungen sind nicht geplant, so 
dass baubedingt keine Auswirkungen vorliegen. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 
Durch die Überschirmung des Bodens reduziert sich der Niederschlag unter den Modulen. Ein 
oberflächliches Austrocknen der Böden ist trotzdem auszuschließen, da das 
Niederschlagswasser auch durch die Spalten zwischen den einzelnen Modulen ablaufen kann. 
Die unteren Bodenschichten werden zudem durch Kapillarkräfte weiter mit Wasser versorgt. 
Eine Reduzierung der Grundwasserneubildung ist daher nicht zu erwarten.  
Es werden keine Stickstoff- und Phosphordünger sowie Pflanzenschutzmittel verwendet. 

In der Studie des BfN (2009) konnten keine signifikanten Belege dafür erbracht werden, dass 
durch den Effekt der Überschirmung eine Veränderung der Vegetation verursacht wird. Der 
Feuchtigkeitseindrang in den Boden (z. B. durch verwehter Regen und Tau oder durch die 
Kapillarkraft des Bodens) reicht aus. 
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Betriebsbedingte Auswirkungen 
Schadstoffeinträge sind nicht zu erwarten, da die Reinigung der Module ohne chemische 
Reinigungsmittel erfolgt.  

Fazit 
Es sind keine Auswirkungen auf das Grundwasser und Oberflächengewässer zu erwarten. 

5.3.2.4 SCHUTZGUT KLIMA 
Baubedingte Auswirkungen 
Während der Bauphase kann es zu Schadstoffemissionen (durch Baufahrzeuge) kommen, die 
sich vorübergehend auf das Schutzgut Klima auswirken können, diese sind aber aufgrund der 
kurzfristigen Wirkdauer nicht relevant. 
Anlagenbedingte Auswirkungen 
Lokalklimatische Veränderungen sind im Bereich der PV-Anlage nicht auszuschließen, die sich 
einer verminderten Kaltluftproduktion äußern kann (siehe Kap. 5.3.1). Dieser Effekt wird jedoch 
dadurch ausgeglichen, dass freie Gassen zwischen den Modultischen verbleiben und nicht die 
komplette Fläche überstellt ist. Konflikte wären außerdem nur dann zu erwarten, wenn durch 
das Vorhaben Flächen mit Kaltluftproduktion verbaut werden, die klimatische 
Ausgleichsfunktion besitzen. Von einem Kaltluftentstehungsgebiet ist aufgrund des Fehlens von 
Vegetation im Planungsgebiet aber nicht auszugehen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 
Die Module können sich bei langer Sonnenexposition aufheizen (35° - max. 50°). Die Module 
werden so errichtet, dass eine ausreichende Hinterlüftung besteht und eine Erwärmung so 
minimiert werden kann. Dieses ist auch aus wirtschaftlichen Gründen vorgesehen, da der 
Wirkungsgrad der Module mit steigender Temperatur signifikant abnimmt (BFN 2009).  

Die Aufheizung kann zu einer Beeinflussung des lokalen Mikroklimas führen, eine großräumige 
klimarelevante Auswirkung ist dadurch aber nicht zu erwarten (BUNDESMINISTERIUM FÜR 
UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007). Die maximalen Temperaturen sind für 
Wirbeltiere nicht gefährlich, da genügend Reaktionszeit gegeben ist. Für einige Arten konnte 
eine zeitweise Attraktionswirkung (z. B. zum morgendlichen „Aufwärmen“) nachgewiesen 
werden (BFN 2009). 

Fazit 
Für das Schutzgut Klima bestehen keine erheblichen Auswirkungen durch die geplante 
Photovoltaik-Freiflächenanlage. 

5.3.2.5 SCHUTZGUT PFLANZEN, TIERE UND DIE BIOLOGISCHE VIELFALT 
Baubedingte Auswirkungen 
Temporäre baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische 
Vielfalt sind nicht zu erwarten, da die Fläche zum einen vegetationslos ist und eine geringe 
biologische Vielfalt aufweist (Frästorffläche). Zum anderen sind auch potenzielle Störwirkungen 
auf die Bruthabitate ausgeschlossen, da aufgrund mangelnder Nahrungsgrundlagen und 
günstiger Strukturen keine Bruthabitate vorliegen. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 
Durch Lichtmangel verursachte vegetationslose Bereiche sind nicht bzw. nur kleinflächig im 
geringen Umfang zu erwarten, da eine dauerhafte und gleichmäßige Beschattung aufgrund des 
Wechsels des Sonnenstandes und der Anlagenhöhe nicht gegeben ist. Zudem verbleiben 
„Gassen“ zwischen den Modulreihen, die nicht beschattet werden. Wenn ein Mindestabstand 
von 60 bis 80 cm zwischen Boden und Modulkante besteht, wird eine ausreichende 
Wuchsfreiheit ermöglicht. Aus Vorsorgegesichtspunkten wird eine Beeinträchtigung der 
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überschirmten Bereiche angenommen, die im Rahmen der Eingriffsbilanz als 
Flächeninanspruchnahme berücksichtigt wird (GRZ 0,4 = 40 % der überbauten Fläche). 

Wie bereits in Kapitel 5.3.1 beschrieben, liegen keine Hinweise auf eine Störung der Vögel 
durch Lichtreflexe und Blendung vor. Auch eine Verwechslung mit Wasserflächen oder eine 
Wiederspiegelung von Habitatelementen, die Vögel zum Anflug motivieren sind 
auszuschließen. Eine Flugrichtungsänderung konnte ebenfalls nicht beobachtet werden. Dies 
wird von mehreren Studien bestätigt (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT 2007; BfN 2009; AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN E. V. 2010; 
http://brandenburg.nabu.de/).  

Ein Kollisionsrisiko für die Avifauna besteht nicht, da die geplante kompakt gebaute Anlage eine 
geringe Höhe aufweist und schnell bewegliche Anlagenteile fehlen. Ein Hindurchfliegen durch 
die Module (wie bei Glasscheiben) kann ausgeschlossen werden, da die (Modul-) Scheiben 
nicht transparent sind (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT 2007). 

Die Stör- und Scheuchwirkung (Silhouetteneffekt) einer Anlage hängt von der Höhe, dem 
Landschaftsrelief und dem Vorhandensein weiterer Vertikalstrukturen (Zäune, Gehölze, etc.) 
ab. Ein weitreichendes Meideverhalten wie z. B. bei Windkraftanlagen ist aufgrund der geringen 
Gesamthöhe nicht zu erwarten. Störungen können direkt im Aufstellbereich und im 
unmittelbaren Umgebungsbereich angenommen werden (Verlust von Rast- und Bruthabitaten). 
Ein Meideabstand kann jedoch nicht quantifiziert werden (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, 
NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007).  
Aufgrund der derzeitigen Nutzung als Frästorffläche und dem Fehlen von Nahrungshabitaten 
sowie günstigen Strukturen (siehe Kapitel 5.2.5) ist davon auszugehen, dass im 
Geltungsbereich selbst keine Stör- und Scheuchwirkung auf die Avifauna besteht.   
Auch eine Störung des EU-Vogelschutzgebietes „Dalum Wietmarscher Moor und Georgsdorfer 
Moor“ mit einem Abstand von mindestens 400 m ist aus den genannten Gründen 
auszuschließen. Von dem geplanten Solarpark geht zudem keine Barrierewirkung für die 
Avifauna aus, da die Modultische mit einer Höhe unter 2,5 m deutlich niedriger sind als z. B. 
Gebäude.  

Nördlich des Geltungsbereiches, direkt angrenzend, ist laut Verlängerungsantrag der Firma 
Griendtsveen-Erica B.V. die Umsetzung der Maßnahme 3 „Extensives Dauergrünland“ 
vorgesehen (siehe Abbildung 2). Ziel ist es, die benachbarten Wiedervernässungsflächen im 
Norden von der südlich angrenzenden Nutzung abzuschirmen. Insgesamt soll der Raum 
langfristig für Wiesenvögel entwickelt werden. Dieses Ziel lässt sich aufgrund des schmalen 
Zuschnitts mittelfristig nur in Verbindung mit den nördlich der Kompensationsfläche gelegenen 
umfänglichen Grünlandflächen (derzeit noch Torfabbau) umsetzen. Unter Berücksichtigung der 
Zielvorgaben für die angrenzende Kompensationsfläche und der (späteren) Pufferfunktion 
dieser Fläche, kann eine Störwirkung der PV – Anlage nicht komplett ausgeschlossen werden. 
Die Kompensationsfläche wird durch den Solarpark also in ihrem zukünftigen Wert gemindert. 
Für Wiesensingvögel ist von keiner Störwirkung auszugehen. Wiesenlimikolen zeigen 
Reaktionen auf die „Silhouette“ von Solarparks (BfN 2009).   
Aus anderen Solarparks ist allerdings bekannt, dass einige Wiesensingvogelarten zwischen den 
Modulen brüten (z. B. Feldlerche) (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT 2007). Der Studie vom BFN (2009) ist ebenfalls zu entnehmen, dass PV-
Anlagen als Jagd-, Nahrungs- oder Brutgebiete genutzt werden. Von sechs insgesamt 
betrachteten Solarparks wurden drei intensiver hinsichtlich der avifaunistischen Ausstattung 
untersucht. Hier wurden zwischen 27 und 31 Brutvogelarten auf der Solarparkfläche bei 
entsprechender extensiver Grünlandnutzung festgestellt, darunter z. B. Feldlerchen, Rebhuhn 
und Schwarzkehlchen. Aufgrund der Tatsache, dass die derzeitige Biotopausstattung keinen 
Lebensraum für Brutvögel bietet (siehe Kap. 5.2.5), erfährt die Fläche durch die extensive 
Grünlandnutzung eine Aufwertung hinsichtlich der Brutfunktion. Darüberhinaus entstehen durch 
die Heckenpflanzung neue Lebensräume für Brutvögel. 

Die möglichen Störwirkungen des Solarparks auf die zu entwickelnde nördlich gelegenen 
Kompensationsfläche wird durch die Aufwertung der Solarparkfläche selbst durch Schaffung 
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von Habitaten (extensives Grünland und standortheimische Gehölze) für Brutvögel 
ausgeglichen. 

Beeinträchtigungen von Kleinsäugern und Wirbellose sind ausgeschlossen, da ein Zaun mit 
einer Bodenfreiheit von 15 cm vorgesehen ist. 

Eine Barrierewirkung von Großsäugern (Rehe) ist ebenfalls nicht gegeben (lt. Auskunft der UNB 
und der Jägerschaft). Ein Wildwechsel ist aufgrund der Raumstruktur auch nicht zu erwarten. 
Der westlich gelegene Nord-Süd-Kanal stellt bereits eine Barriere dar und verhindert einen 
Wechsel. Das Wild kann dem Solarpark ausweichen, da genug offene Flächen in der 
Umgebung vorhanden sind.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingt sind keine Auswirkungen zu erwarten, da weder chemische Reinigungsmittel 
noch Pflanzenschutzmittel sowie Stickstoff- und Phosphordünger eingesetzt werden. 

Fazit 
Für das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt bestehen folgende erhebliche 
Auswirkungen: 

- Flächeninanspruchnahme durch Überschirmung / Beschattung von Fläche 

5.3.2.6 SCHUTZGUT LANDSCHAFT 
Baubedingte Auswirkungen 
Während der Bauphase kann es zu visueller Unruhe durch Baufahrzeuge und 
Baustellenverkehr kommen, die sich vorübergehend auf das Schutzgut Landschaft auswirken 
können, diese sind aber aufgrund der kurzfristigen Wirkdauer zu vernachlässigen. 
Anlagenbedingte Auswirkungen 
Nach BFN (2007) führen PV-Anlagen zu einer Veränderung des Landschaftsbildes, da die 
Anlagen landschaftsfremde / technische Objekte darstellen. Die Wirksamkeit einer Anlage 
hängt von unterschiedlichen Faktoren wie z. B. der Anlagengröße, die Lage zur Horizontlinie 
und der Sichtbarkeit einzelner reflektierender Anlagenteile. Wichtig ist aber auch die 
Vorbelastung des Raumes.  

Zur Vermeidung negativer Auswirkungen von PV-Anlagen auf das Landschaftsbild, werden 
insbesondere landschaftsgerechte Gehölzanpflanzungen als Sichtschutz empfohlen. Im 
Rahmen der vorliegenden Planung wird eine 6 m breite Hecke um die PV – Anlage angepflanzt, 
die sich aus standortgerechten, heimischen, wildwachsenden und strauchartigen Gehölzen 
zusammensetzt. Die Pflanzung erfolgt 3-reihig in einer in sich gestaffelten Form. 

Gemäß BNatSchG § 15 sind Eingriffe in das Landschaftsbild ausgeglichen, wenn eine 
landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestaltung des Landschaftsbildes erfolgt ist. 
Ein Ersatz ist erfolgt, wenn das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet wurde. 

Bezogen auf den Raum im Bereich der Gemeinde Georgsdorf besteht seitens des Landkreises 
(schriftliche Mitteilung H. Uphaus vom 15.04.2011 sowie Stellungnahme vom 03.05.2011) 
allerdings Zweifel darüber, dass die vorgesehene Hecke die Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes tatsächlich ausgleicht. Der Bau des Solarparks führt hiernach zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung, da die Landschaft vor Ort charakterisiert ist durch Weite und 
Offenheit. (Allerdings befinden sich während des Torfabbaus zu Torfmieten aufgeschütteter Torf 
auf den Flächen, die den Weitblick stören). Es wird von einer sichtbaren Störung ausgegangen, 
da die PV – Anlage samt Zaun und Hecke als orts- und wesensfremd zu beurteilen ist. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 
Betriebsbedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind zu erwarten. 
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Fazit 
Durch die PV-Anlage inkl. Umzäunung ist von einer erheblichen Beeinträchtigung des 
Landschaftsbilds auszugehen, die durch die Heckenpflanzung gemildert werden kann.  

5.3.2.7 SCHUTZGUT KULTUR- UND SACHGÜTER 
Charakteristische Ortsbilder, historische Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsbestandteile 
von besonderer Eigenart sind durch die Planung nicht betroffen, da es sich um eine 
Frästorffläche handelt. Boden- und Baudenkmäler sind ebenfalls nicht zu erwarten.  

Sollten sich im Rahmen der Bauarbeiten denkmalgeschützte Bausubstanz oder archäologische 
Funde zeigen, ist die Kreisarchäologie des Landkreises Grafschaft Bentheim unverzüglich zu 
informieren (§ 13 NDSchG). 

Fazit 
Für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter bestehen keine erheblichen Auswirkungen durch die 
geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage. 

5.3.3 WECHSELWIRKUNGEN 
Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich 
gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern sowie Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe 
Wirkungszusammenhänge unter den Schutzgütern zu betrachten. Die aus methodischen 
Gründen auf Teilsegmente des Naturhaushalts, die sogenannten Schutzgüter, bezogenen 
Auswirkungen betreffen also ein stark vernetztes komplexes Wirkungsgefüge.  

Der Naturhaushalt ist ein höchst vernetztes Gefüge mit unzähligen Wechselbeziehungen. Dies 
gilt auch im Zusammenhang mit Eingriffen in Natur und Landschaft, wie es bei dem 
Planungsvorhaben der Fall ist.  

Die geringe Bodenversiegelung (Punktfundamente) im Plangebiet stellt keine Beeinträchtigung 
der Bodenfunktionen dar: Eine erhebliche Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate und 
des oberflächennahen Abflusses kann ausgeschlossen werden.  

Durch die Pflanzenbedeckung des Bodens wird einer Bodenerosion entgegengewirkt. Die 
Entwicklung von extensivem Grünland stellt im Vergleich zum aktuellen Zustand der Fläche als 
Torfabbaugebiet eine Aufwertung der Biotopausstattung dar. Durch die Eingrünung ist die 
Anlage in der Landschaft nicht sichtbar. 

Über die allgemein zutreffenden Wechselbeziehungen zwischen den Belangen des Umwelt-
schutzes hinaus gibt es im Untersuchungsgebiet keine Besonderheiten. 

5.3.4 ENTWICKLUNG DES GEBIETES BEI NICHTDURCHFÜHRUNG DER 
PLANUNG 

Ohne die Realisierung des Vorhabens würde im Planungsgebiet sehr wahrscheinlich 
Landwirtschaft betrieben werden. Im Anschluss an Kultivierungsmaßnahmen erfolgt i. d. R. eine 
ortsübliche ackerbauliche Nutzung. 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden im Plangebiet keine regenerativen Energien genutzt 
werden.  

5.4 EINGRIFFSBILANZIERUNG 

5.4.1 MAßNAHMEN ZUR VERMEIDUNG UND VERMINDERUNG 
Unter Vermeidung sind alle Handlungen zu verstehen, die darauf abzielen, Beeinträchtigungen 
überhaupt nicht entstehen zu lassen (LANA 1996). 
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Im Zusammenhang mit der hier dargestellten Planung, solle ein sparsamer und schonender 
Umgang mit Grund und Boden (§ 1a BauGB) im Vordergrund stehen: 

• Bodenversiegelungen sind auf ein absolut notwendiges Maß zu beschränken 

• temporär errichtete Baustraßen sind zurückzubauen  

• unvermeidbare baubedingte Bodenverdichtungen (z.B. Baustelleneinrichtung, 
Lagerplätze) sind nach Fertigstellung der Baumaßnahme wieder aufzulockern 

Desweiteren sind die gültigen Vorschriften zum ordnungsgemäßen Baubetrieb einzuhalten, um 
Schadstoffeinträgen zu vermeiden.  

5.4.2 VERBLEIBENDE BEEINTRÄCHTIGUNGEN 
In Kap. 5.3 wurden die Auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutzgüter 
zusammengetragen. Demnach sind folgende Wirkungen im Rahmen der Eingriffsbilanzierung 
weiter zu betrachten: 

- Flächeninanspruchnahme durch Überschirmung / Beschattung von Fläche 

- Verbleibende Beeinträchtigung des Landschaftsbilds durch die PV – Anlage inkl. Zaun 

FLÄCHENINANSPRUCHNAHME 
Folgende Tabelle zeigt die Fläche der Biotoptypen, die derzeit vorhanden sind sowie die 
geplanten Biotoptypen. 

Tabelle 3: Eingriffsbilanz 

Biotoptyp ha Wertstufe FÄ [ha]
Bestand       
Abtorfungsfläche im Fräsverfahren (MXF1/DTF2) 51,23 13 51,23
Sonstiger vegetationsarmer Graben (FGZ1) / Sandiger 
Offenbodenbereich (DOS1) 11,30 23 22,6

Summe 62,53   73,83
Planung       
Solarstromanlage (Solarmodule, Nebenanlagen) 22,13 0 0,00
Sonstiges mesophiles Grünland, artenärmer (GMZ) 1 / 
Artenarmes Extensivgrünland (GE) 2 33,19 24 66,39
Strauchhecke (HFS2) 3,83 33 11,48
Sonstiger vegetationsarmer Graben (FGZ2) 3,38 23 6,77

Summe 62,53   84,63
        

 Differenz Bestand/Planung  10,80
1 nach Drachenfels (2004) 
2 nach Drachenfels (2011) 
3 nach BIERHALS et al (2004) 
4 Angenommene Wertstufe unter Berücksichtigung der Entwicklungszeit und der Annahme der Entwicklung einer ungünstigeren 
Ausprägung 
 

Es erfolgt eine Aufwertung der Fläche um 10 Flächenäquivalente. 

BEEINTRÄCHTIGUNG DES LANDSCHAFTSBILDS 
Durch die den Solarpark umgebende Einzäunung findet eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes statt (siehe Kap. 5.3.2.6). Ein Ausgleich vor Ort kann nicht erfolgen, da in der 
Umgebung keine Flächen hierfür zur Verfügung stehen. In der Umgebung findet in den 
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nächsten Jahren weiterhin großflächig Torfabbau statt, so dass hier zeitnah kein Zugriff auf 
diese Flächen möglich ist. Andere Flächen im Umfeld befinden sich in ackerbaulicher Nutzung. 
Deshalb wird hier der Anregung der Unteren Naturschutzbehörde aus ihrer Stellungnahme vom 
15.04.2011 im Rahmen der Beteiligung zur raumordnerischen Beurteilung gefolgt und ein 
Ersatzgeld berechnet. 

Für die Berechnung von Ersatzgeld zur Kompensation von Eingriffen in das Landschaftsbild 
durch Solarparks existiert derzeit kein gängiger Berechnungsansatz wie bei der Planung von 
Windenergieanlagen. Auf Grundlage der dort standardmäßig angewendeten 
Ersatzgeldberechnung ergibt sich für die vorliegende Planung folgendes: 

Nach NLT-Papier zu Windenergie und gemäß NAGBNATSCHG § 6 sind Ersatzzahlungen von 
bis zu 7 % der Gesamtinvestitionssumme möglich. Bei konkreten Windparkprojekten bewegt 
sich dieser %-Satz in der Regel zwischen ca. 2 und 3 %. Es wird im vorliegenden Fall wegen 
der Offenheit der Landschaft und der Entwicklungsziele für die nördlich angrenzenden Flächen 
von 3 % ausgegangen. Die Windenergieanlagen sind durchschnittlich 150 m hoch, der 
Solarpark bzw. die Hecke max. 3,5 m. Entsprechend verringert sich der anzusetzende 
Prozentsatz auf 0,07 %. Es wären demnach 0,07 % der Gesamtinvestitionssumme als 
Ersatzgeld zum Ausgleich notwendig. Aufgrund der Tatsache, dass die Hecke als natürliches 
Element mit standortgerechten, heimischen, wildwachsenden und strauchartigen Gehölzen den 
Solarpark optisch in die Landschaft einbindet, wird eine Minderung von 25 % zum Ansatz 
gebracht. Es sind also 0,05 % der Gesamtinvestitionssumme zum Ausgleich der 
Beeinträchtigung auf das Landschaftsbild notwendig. 

In einem zu schließenden Durchführungsvertrag verpflichtet sich der Investor, den 
entsprechenden Betrag des Ersatzgeldes an die Untere Naturschutzbehörde abzuführen. 

5.4.3 MAßNAHMEN ZUM AUSGLEICH DER ERHEBLICHEN 
UMWELTAUSWIRKUNGEN 

Die Flächeninanspruchnahme durch den Solarpark wird durch die Eingrünung der Anlage mit 
standortgerechten, heimischen, wildwachsenden, strauchartigen Gehölzen sowie die 
Festsetzungen zur extensiven Gründlandnutzung ausgeglichen.  

Eine Entwicklung von hochmoortypischer Vegetation auf Resttorfen in Verbindung mit einer 
Schafbeweidung ist innerhalb des Geltungsbereichs aus verschiedenen Gründen nicht 
realisierbar. Voraussetzung für das Wachstum hochmoortypischer Vegetation (Heide, Wollgras) 
ist eine Wiedervernässung angepasst an die Situation vor Ort (z. B. BLANKENBURG & TONNIS 
2004). Innerhalb des Geltungsbereichs, der im Frästorfverfahren abgetorft wurde, ist laut 
Verlängerungsantrag der Griendtsveen Erica B.V. ein Graben geplant. Dieser Graben, der für 
eine mögliche landwirtschaftliche Folgenutzung benötigt wird, trägt zur Entwässerung der 
Flächen bei. Um das Wasser in der Fläche zu halten, sind z. B. Verwallungen notwendig, wie in 
der Wiedervernässungspraxis nach Torfabbau üblich (siehe z. B. BLANKENBURG 2004). 
Voraussetzungen hierfür sind z. B. eine entsprechende Resttorflage sowie ein geringer Abfluss 
in den mineralischen Untergrund. Das Einrichten von Wällen steht der Nutzung als PV-Anlage 
entgegen.  

Ohne die Vernässung der Flächen wird sich voraussichtlich eine Vegetation bestehend aus 
Pfeifengras und Birkenaufwuchs entwickeln. Darüberhinaus ist der Brandschutz für eine PV-
Anlage auf trockenen Torfen nicht gegeben. 

Voraussetzung für die freie Sukzession auf Resttorflagen ist neben der Vernässung, dass kein 
Tiefpflügen der Fläche erfolgt. Da eine dauerhafte Vernässung nicht möglich ist, trocknen und 
schrumpfen die Torfe und werden aerob zersetzt. Dieses hat langfristig u. a. zur Folge, dass der 
Luft- und Wasserhaushalt der Torfe sich hinsichtlich einer landwirtschaftlichen Nachnutzung 
sehr ungünstig darstellt. Laut Raumordnerischer Beurteilung der Unteren Planungsbehörde 
(siehe Anhang 1) ist die Schaffung von Voraussetzungen für die grundsätzliche Möglichkeit der 
landwirtschaftlichen Nutzung nach Ablauf der Photovoltaik-Nutzung vorzusehen. Ohne ein 
Tiefpflügen der Fläche sind die Voraussetzungen nach der PV-Nutzung nicht mehr gegeben. 
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Auch die Entwicklung von hochmoortypischer Vegetation (Heide, Wollgras) in wechsel- oder 
dauerfeuchten Senken auf Teilflächen im Geltungsbereich wird aus oben genannten Gründen 
für nicht realisierbar erachtet, so dass eine extensive Grünlandnutzung vorgesehen ist. 

Die Einsaat der Fläche erfolgt mit einer Saatgutmischung, die ein standorttypisches 
Artenspektrum beinhaltet. Die extensive Pflege der Fläche erfolgt entweder in Form einer ein- 
bis dreischürigen Mahd, die abschnittsweise und nicht gleichzeitig auf der gesamten Fläche 
erfolgt. So ist z.B. denkbar, dass Flächen im Westen der PV Anlage zu einem späteren 
Zeitpunkt gemäht werden, während östlich gelegene Flächen frühzeitiger gemäht werden. 
Bodenbrütende Vogelarten werden durch die Mahd nicht beeinträchtigt. Alternativ ist auch eine 
Beweidung mit robusten Schafrassen denkbar, die in der Lage sind, auch minderwertige 
Aufwüchse zu verwerten. Die Schafbeweidung würde ebenfalls – wie oben beschrieben – 
abschnittsweise erfolgen. Die Pflege der Fläche kann durch einen ortsansässigen Landwirt 
erfolgen. 

Die 6 m breite Hecke ist mit standortgerechten, heimischen, wildwachsenden, strauchartigen 
Gehölzen zu entwickeln (mind. 3-reihige, in sich gestaffelte Bepflanzung). Denkbar sind hier 
Arten wie Weißdorn, Holunder, Schneeball, Schlehe, Hartriegel und Hundsrose. 

Die Hecke ist durch abschnittsweises und regelmäßiges Schneiden bzw. „auf den Stock setzen“ 
in Abständen von jeweils mindestens fünf Jahren zu pflegen und zu erhalten. Die Zielhöhe 
orientiert sich an der Anlagenhöhe. 

Chemische oder organische Stickstoff- und Phosphatdünger und Pflanzenschutzmittel kommen 
nicht zum Einsatz. 

Es sind darüberhinaus 0,05 % der Gesamtinvestitionssumme zum Ausgleich der verbleibenden 
Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild notwendig (siehe Kap. 5.4.2). 

5.5 MONITORING 
Ein Monitoring für ausgewählte Arten innerhalb des Geltungsbereichs wird seitens der 
Gemeinde Georgsdorf für nicht notwendig erachtet. In der Raumordnerischen Beurteilung 
(Anhang 1) sind die Gründe für diese Entscheidung dargelegt: 

• Monitoring-Programme wurden und werden bereits bei anderen großflächigen 
Photovoltaik-Anlagenparks durchgeführt, welche zudem naturschutzfachlich gesehen an 
weitaus empfindlicheren Standorten verwirklicht wurden. Ergebnisse aus diesem 
Programmen liegen vor und können – auch für die Konzeption eines Photovoltaik-
Standorts in der Samtgemeinde Neuenhaus – ausgewertet und genutzt werden. So 
liegen beispielsweise die Ergebnisse des begleitenden Monitorings der Solarparks 
Lieberose und Waldpolenz vor. An dieser Stelle wird zudem auf die Ausführungen in 
den Kapiteln 5.3.1 und 5.3.2.5 verwiesen. 

• Aus dem Status-Quo der Fläche (Frästorffläche ohne Vegetation und Nahrungsangebot, 
Beschreibung siehe oben) lässt sich keine Notwendigkeit für ein Monitoring 
ausgewählter Arten ableiten. Da auf der Potenzialfläche 1 keine naturschutzfachlich 
wertvollen, schützenswürdigen Arten oder Strukturen vorhanden sind, können auch 
keine Auswirkungen der Photovoltaik-Nutzung auf diese ermittelt werden. Ein Monitoring 
ist nur dann sinnvoll, wenn die Auswirkungen eines Vorhabens nicht (in Gänze) 
absehbar sind.  

5.6 ARTENSCHUTZ 

5.6.1 EINFÜHRUNG 
Nachfolgend werden die wesentlichen rechtlichen Grundlagen des Artenschutzes entsprechend 
dem gültigen Bundesnaturschutzgesetz (2009) dargestellt.  

Die rechtlichen Grundlagen hierfür sind nachfolgend aufgeführt: 
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BESONDERS GESCHÜTZTE ARTEN 
Definition 
Die „besonders geschützten Arten“ sind in § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG definiert. Es handelt 
sich dabei um: 

Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates 
vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
durch Überwachung des Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S.1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 
298 vom 1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 318/2008 (ABl. L 95 vom 8.4.2008, S. 3) geändert worden ist, aufgeführt sind (EG-
Artenschutzverordnung, A + B), 

nicht unter Buchstabe a fallende  
aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL)   
       aufgeführt sind,  
bb) „europäische Vogelarten“ (Arten nach Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie), 

Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 BNatSchG aufgeführt 
sind (Bundesartenschutzverordnung, Anlage 1, Spalte 2). 

STRENG GESCHÜTZTE ARTEN UND EUROPÄISCHE VOGELARTEN 
Definition 
Die „streng geschützten Arten“ sind in § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG definiert. Es handelt sich um 
die besonders geschützten Arten, die in 

Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 (EG-Artenschutzverordnung, A), 

Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), 

einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG (d. h. Bundesartenschutzverordnung, 
Anlage 1, Spalte 3) aufgeführt sind.  

VERBOTE 
Die generellen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 sind 
folgendermaßen gefasst: 

(1) Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
 zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
 entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
 während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
 zeiten erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die 
 Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
 Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
 Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
 beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 
 

Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 
2 Satz 1, die nach den Vorschriften des BauGB zulässig sind, relevanten Abs. 5 des § 44 
ergänzt. 
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Sind bei zulässigen Eingriffen (nach § 15 BNatSchG) sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 
Abs. 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des BauGB zulässig sind, Tierarten des Anhangs IVa 
der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL), europäische Vogelarten oder solche Arten, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 betroffen, liegt ein Verstoß gegen die Verbote des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt wird (§ 44 Abs. 5, Satz 2).  

Nach § 44 Abs. 5 Satz 3 können, soweit erforderlich, auch vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen festgesetzt werden, um die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang 
zu gewährleisten.  

Nach § 44 Abs. 5 Satz 4 gelten Satz 2 und 3 auch für Standorte wildlebender Pflanzen der in 
Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten.  

Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt ein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsgebote bei Handlung zur Durchführung eines Eingriffs- oder Vorhabens nicht 
vor (§ 44 Abs. 5 Satz 5).  

Entsprechend obigem Satz 5 gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 
zulässigen Eingriffen in Natur und Landschaft nur für die in Anhang IV der FFH-RL 
aufgeführte Tier- und Pflanzenarten sowie für die Europäischen Vogelarten. Nationale 
Arten, die in einer noch zu erlassenden Rechtsverordnung des Bundes nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 
als Arten für die Deutschland besondere Verantwortung trägt enthalten sein werden, gibt es 
derzeit noch nicht.  

Eine Prüfung der anderen besonders geschützten Arten, nämlich Tier- und Pflanzenarten, die in 
Anhang A oder B der EG-Artenschutzverordnung (Verordnung (EG) Nr. 338/97 …) oder nach 
Bundesartenschutzverordnung (BartSchV) geschützt sind (vgl. § 7 Abs.2 Nr. 13 BNatSchG), 
entfällt bei Eingriffsvorhaben.  

Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sowie der Europäischen Vogelarten nach 
Art. 1 VRL ergeben sich somit aus § 44 Abs.1, Nrn. 1 bis 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG für nach § 
15 BNatSchG zulässige Eingriffe sowie Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1, die nach 
den Vorschriften des BauGB zulässig sind, folgende Verbote: 

 
Schädigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG): Beschädigung oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und damit verbundene vermeidbare 
Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen. 

Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang gewahrt wird. 

 
Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG): Erhebliches Stören von Tieren 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. 

Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes der lokalen Population führt. 

 

Bezüglich der Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL ergibt sich aus § 42 Abs.1 Nr. 4 i.V.m. 
Abs. 5 BNatSchG für nach § 19 BNatSchG zulässige Eingriffe folgendes Verbot: 

Schädigungsverbot: Beschädigen oder Zerstören von Standorten wild lebender Pflanzen oder 
damit im Zusammenhang stehendes vermeidbares Beschädigen oder Zerstören von 
Exemplaren wild lebender Pflanzen bzw. ihrer Entwicklungsformen. 
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Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion des von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Standorts im räumlichen Zusammenhang gewahrt wird. 

AUSNAHMEN 
Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können von den Verboten des § 44 im Einzelfall 
Ausnahmen zulassen (§ 45 Abs. 7).  

Ein Ausnahme darf jedoch nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben 
sind und sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht 
Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL)2 weitergehende Anforderungen enthält.  

BEFREIUNGEN 
Für die im öffentlichen Interesse liegenden Ausnahmefälle entfällt die Notwendigkeit, die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung gemäß § 67 BNatSchG prüfen zu müssen. 
Lediglich für den Fall, in dem die Durchführung der Vorschriften nach § 44 zu einer 
unzumutbaren Belastung führen würde, verbleibt es auf Antrag bei der Befreiungsmöglichkeit. 
Die Befreiung kann darüber hinaus mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

5.6.2 PRÜFUNG DER ARTENSCHUTZRECHTLICHEN VERBOTSTATBESTÄNDE 
Die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände erfolgt für nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 
BNatSchG streng geschützte Arten sowie für die europäischen Vogelarten. Ein Vorkommen 
streng geschützter Arten ist aufgrund der derzeitigen Biotopausstattung auszuschließen. Die 
artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt daher aus Vorsorgegesichtspunkten für die europäischen 
Vogelarten. 

Im Hinblick auf den Bau des Solarparks ist im anschließenden Genehmigungsverfahren zu 
berücksichtigen, dass der Bau entweder außerhalb der Brutzeit stattfindet oder durch Begehung 
der Flächen vor Baubeginn sichergestellt wird, dass keine Brutplätze überbaut werden. Eine 
Besiedlung der Fläche durch bodenbrütende Vogelarten kann stattfinden, wenn zwischen 
Beendigung der Torfbauaktivitäten und dem Bau des Solarparks ein längerer Zeitraum liegt. 

VERBOT WILD LEBENDENE BESONDERS GESCHÜTZTE TIERARTEN NACHZUSTELLEN, 
SIE ZU FANGEN, ZU VERLETZEN ODER ZU TÖTEN (§ 44 ABS. 1 NR. 1, 1. HS) 
Ein Kollisionsrisiko durch PV - Anlagen für die Avifauna besteht generell nicht, da die geplante 
Anlage eine geringe Höhe aufweist und schnell bewegliche Anlagenteile fehlen. Ein 
Hindurchfliegen durch die Module (wie bei Glasscheiben) kann ausgeschlossen werden, da die 
(Modul-) Scheiben nicht transparent sind (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND 
REAKTORSICHERHEIT 2007). 

Im Rahmen der Flächenbeanspruchung durch die PV – Anlage werden keine europäischen 
Vogelarten getötet, da die Frästorffläche keine Brut- und Rastfunktion für Vögel besitzt und 
entsprechend kein Vorkommen im Bereich des Geltungsbereich nachgewiesen wurden. Dieses 
wird durch die Untersuchungen von Hofer & Pautz (2009) und mehreren Brutvogelkartierungen 
im Auftrag des Landkreis Graftschaft Bentheim (2009) bestätigt. Auch in der 
Brutvogelbestandsaufnahme für das EU-Vogelschutzgebiet „Dalum-Wietmarscher Moor und 
Georgsdorfer Moor“ von SCHREIBER & MOORMANN (2005) wird darauf hingewiesen, dass 
Frästorfflächen über weite Strecken vollständig vogelleer sind. Grund hierfür ist u. a. das 
weitestgehende Fehlen von Nahrungsgrundlagen (Vegetation, Insekten) und Strukturen 
(Gehölze, Gewässer mit Vegetation). 

                                                 
2 Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL): „ ... unter der Bedingung, dass die Population der betroffenen 

Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem 
günstigen Erhaltungszustand verweilen, ...“ 
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Ein Vorkommen des Goldregenpfeifers ist im Geltungsbereich ebenfalls nicht zu erwarten. 
Gemäß dem Goldregenpfeifer-Schutzprogramm aus 2010 (Degen 2010) wurde in 2010 kein 
Individuum im Georgsdorfer Moor beobachtet. Dieses gilt auch für die Jahre zuvor (Degen 2009 
& 2008).  

VERBOT ENTWICKLUNGSFORMEN DER WILD LEBENDEN BESONDERS GESCHÜTZTEN 
TIERARTEN AUS DER NATUR ZU ENTNEHMEN, ZU BESCHÄDIGEN ODER ZU 
ZERSTÖREN (§ 44 ABS. 1 NR. 1, 2. HS) 

Im Rahmen der Flächenbeanspruchung durch die PV – Anlage werden keine 
Entwicklungsformen der europäischen Vogelarten entnommen, beschädigt oder zerstört, da die 
Frästorffläche keine Brut- und Rastfunktion für Vögel besitzt und entsprechend kein 
Vorkommen im Geltungsbereich nachgewiesen wurden (siehe oben). Aufgrund fehlender 
Nahrungsgrundlagen (Vegetation, Insekten) und günstiger Strukturen (Gehölze, Gewässer mit 
Vegetation), die die Voraussetzung für eine entsprechende Nutzung durch Brut- und Rastvögel 
sind, ist auch kein entsprechendes Vorkommen zu erwarten.   
Goldregenpfeifergelege sind im Geltungsbereich ebenfalls nicht zu erwarten. Gemäß dem 
Goldregenpfeifer-Schutzprogramm aus 2010 (Degen 2010) wurde in 2010 kein Individuum im 
Georgsdorfer Moor beobachtet. Dieses gilt auch für die Jahre zuvor (Degen 2009 & 2008).  

VERBOT FORTPFLANZUNGS- UND RUHESTÄTTEN DER WILD LEBENDEN BESONDERS 
GESCHÜTZTEN TIERARTEN AUS DER NATUR ZU ENTNEHMEN, ZU BESCHÄDIGEN 
ODER ZU ZERSTÖREN (§ 44 ABS. 1 NR. 3) 
Der Schutz der Fortpflanzungsstätten (Nist- und Brutstätten) sowie der Ruhestätten (Wohn- und 
Zufluchtsstätten) ist in § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG geregelt. Nicht in den Schutzbereich fallen 
dagegen Nahrungs- bzw. Jagdhabitate.  

Soweit in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführte Arten oder europäische Vogelarten 
betroffen sind, ist nach § 44 Abs. 5 Satz 2 der Verbotstatbestand des § 44 Absatzes 1 Nr. 3 
BNatSchG dann nicht verwirklicht, wenn sichergestellt ist, dass trotz Entnahme, Beschädigung 
oder Zerstörung einzelner Nester, Bruthöhlen, Laichplätzen etc. die ökologische Funktion der 
betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. An der ökologischen Gesamtsituation des von dem Vorhaben betroffenen Bereichs darf im 
Hinblick auf seine Funktion als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte keine Verschlechterung 
eintreten.  

Dazu kann es erforderlich sein, funktionserhaltende oder konfliktmindernde Maßnahmen zu 
treffen, die unmittelbar am voraussichtlich betroffenen Bestand ansetzen, mit diesem räumlich-
funktional verbunden sind und zeitlich so durchgeführt werden, dass zwischen dem Erfolg der 
Maßnahmen und dem vorgesehenen Eingriff keine zeitliche Lücke entsteht.  

Wie oben bereits erwähnt, liegen im Geltungsbereich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der europäischen Vogelarten (inkl. Goldregenpfeifer) vor. Außerdem besitzt die Fläche keine 
Brut- und Rastfunktion für europäische Vogelarten, da entsprechende Nahrungsgrundlagen und 
Strukturen fehlen. Eine Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten durch die 
Planung kann daher ausgeschlossen werden. 

Im Hinblick auf den Bau des Solarparks ist im anschließenden Genehmigungsverfahren zu 
berücksichtigen, dass der Bau entweder außerhalb der Brutzeit stattfindet oder durch Begehung 
der Flächen vor Baubeginn sichergestellt wird, dass keine Brutplätze überbaut werden. Eine 
Besiedlung der Fläche durch bodenbrütende Vogelarten kann stattfinden, wenn zwischen 
Beendigung der Torfbauaktivitäten und dem Bau des Solarparks ein längerer Zeitraum liegt. 



Gemeinde Georgsdorf: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 gem. § 12 Abs. 2 BauGB Seite 37 

110808_BPlan_Begruendung_Umweltbericht.doc planungsgruppe grün gmbh 

VERBOT WILD LEBENDE TIERE DER STRENG GESCHÜTZTEN ARTEN UND 
EUROPÄISCHE VOGELARTEN WÄHREND DER FORTPFLANZUNGS-, AUFZUCHTS-, 
MAUSER-, ÜBERWINTERUNGS- UND WANDERUNGSZEITEN ERHEBLICH ZU STÖREN - 
VERBOT EINER VERSCHLECHTERUNG DES ERHALTUNGSZUSTANDS DER LOKALEN 
POPULATION (§ 44 ABS. 1 NR. 2) 
Eine lokale Population umfasst diejenigen (Teil-)Habitate und Aktivitätsbereiche der Individuen 
einer Art, die in einem für die Lebens(-raum)ansprüche der Art ausreichenden räumlich-
funktionalen Zusammenhang stehen. Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes ist 
insbesondere dann anzunehmen, wenn die Überlebenschancen, der Bruterfolg oder die 
Reproduktionsfähigkeit vermindert werden, wobei dies artspezifisch für den jeweiligen Einzelfall 
untersucht und beurteilt werden muss.  

Die Stör- und Scheuchwirkung (Sillhouetteneffekt) einer PV- Freiflächenanlage hängt von der 
Höhe, dem Landschaftsrelief und dem Vorhandensein weiterer Vertikalstrukturen (Zäune, 
Gehölze, etc.) ab. Ein weitreichendes Meideverhalten wie z. B. bei Windkraftanlagen ist bei PV 
– Freiflächenanlagen aufgrund der geringen Gesamthöhe nicht zu erwarten. Störungen können 
direkt im Aufstellbereich und im unmittelbaren Umgebungsbereich angenommen werden 
(Verlust von Rast- und Bruthabitaten). Ein Meideabstand kann jedoch nicht quantifiziert werden 
(BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007). 

Eine erheblich Störung während der Fortpflanzungs-, Aufzuchts-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten kann im Rahmen der vorliegenden Planung ausgeschlossen werden, da 
mehrere Kartierungen belegen, dass keine europäischen Vogelarten vorkommen und ihr 
Vorkommen auch nicht zu erwarten ist, da entsprechende Nahrungsgrundlagen (Vegetation, 
Insekten) und Strukturen (Gehölze, Gewässer mit Vegetation) fehlen (siehe oben bzw. Kap. 
5.2.5). Die mögliche Wirkung des Solarparks auf die nördlich angrenzende und zu entwickelnde 
Kompensationsfläche aus dem Verlängerungsantrag Griendtsveen Erica B.V. (siehe Abbildung 
2), die dazu führen, dass die an den Solarpark angrenzenden Randbereiche nicht in dem 
Umfang besiedelt werden können wie die zentral gelegene Flächen, sind artenschutzrechtlich 
nicht relevant, da hier keine Störung von bestehenden Vorkommen stattfindet.  

5.7 NATURA-2000 
Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb von Natura-2000-Gebieten. Westlich und östlich 
und außerhalb des Plangebietes schließt sich in mind. 400 m Entfernung das Naturschutzgebiet 
bzw. EU – Vogelschutzgebiet „Dalum-Wietmarscher Moor und Georgsdorfer Moor“ an (VSG 
3408-401, V13) (siehe nachfolgende Abbildung). 

Folgende Schutz- und Erhaltungsziele sind genannt:  

- Zweitwichtigstes mitteleuropäisches Brutgebiet des Goldregenpfeifers 

- Bedeutender Brutplatz für Arten des Feuchtgrünlands 
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Abbildung 8: Schutzgebiete im Umkreis des Geltungsbereichs (GEOSUM 2011) 

 
Bezugnehmend auf die Kapitel 5.2 (Bestandsbeschreibung) und 5.3 (Beschreibung der 
Auswirkungen) lässt sich folgendes zusammenfassen: 

• Die Frästorffläche hat keine Brut- und Rastfunktion für Vögel, da Nahrungsgrundlagen 
(Vegetation, Insekten) und günstige Strukturen (Gehölze, Gewässer mit Vegetation) 
fehlen. Brutvogelvorkommen wurden in den letzten Jahren nicht nachgewiesen (HOFER 
& PAUTZ (2009), LANDKREIS GRAFTSCHAFT BENTHEIM (2009) und SCHREIBER & 
MOORMANN (2005)).  

• Ein Vorkommen des Goldregenpfeifers ist auf den Torfabbauflächen nicht zu erwarten. 
Gemäß dem Goldregenpfeifer-Schutzprogramm aus 2010 (Degen 2010) wurde in 2010 
kein Individuum im Georgsdorfer Moor beobachtet. Dieses gilt auch für die Jahre zuvor 
(Degen 2009 & 2008).  

• Eine Beeinträchtigung von Vögeln durch Lichtreflexe oder Blendwirkungen ist 
auszuschließen, da diese die Module und Modulreihen auch aus weiterer Entfernung als 
solche wahrnehmen und keinen Landeversuch unternehmen auf diesen. Eine 
Verwechslungsgefahr durch Wasservögel liegt ebenfalls nicht vor, wie im Rahmen der 
Untersuchung einer großflächigen PV-Freiflächenanlage in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Main-Donau-Kanal bzw. eines sehr großen Wasserspeichers, der nahezu 
ganzjährig von Wasservögeln besiedelt wird, ermittelt wurde. Wasservögel wurden beim 
Überfliegen der Anlagen beobachtet, eine Flugrichtungsänderung, die als Irritations-oder 
Attraktionswirkung interpretiert werden könnten, hingegen nicht (BUNDESMINISTERIUM 
FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007). 

• Laut Webseite des NABU Brandenburg konnte bei einem begleitenden Monitoring der 
Solarparks Lieberose und Waldpolenz ebenfalls keine Irritationen von Vogelarten oder 
Kollisionen mit den Anlagen festgestellt werden (vgl. http://brandenburg.nabu.de/). Die 
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Agentur für Erneuerbare Energien bestätigt dies in ihrer Renews Spezial Ausgabe vom 
Dezember 2010 (AGENTUR FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN E. V. 2010).  

• Auch die Widerspiegelung von Habitatelementen (z. B. Gehölze), die Vögel zum Anflug 
motivieren könnten, ist aufgrund der Ausrichtung auszuschließen, so dass insgesamt 
kein erhöhtes Mortalitätsrisiko besteht (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ 
UND REAKTORSICHERHEIT 2007). 

• Von dem geplanten Solarpark geht keine Barrierewirkung aus, da die Modultische mit 
einer Höhe unter 2,5 m deutlich niedriger sind als z. B. Gebäude. 

 

Auf Grund der Entfernung des geplanten Vorhabens zu den Natura-2000-Gebieten und der 
Tatsache, dass von dem geplanten Vorhaben keine relevanten Störwirkungen ausgehen, 
können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des EU – 
Vogelschutzgebietes „Dalum-Wietmarscher Moor“ (VSG 3408-401, V13) mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden. 
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6 ZUSAMMENFASSENDE ERKLÄRUNG NACH § 10 (4) BAUGB 

Die zusammenfassende Erklärung kann abschließend erst am Ende des Bauleitplanverfahrens 
erstellt werden. Sie soll auf Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sowie Art 
und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange im Planverfahren eingehen.  
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Satzungsbeschluss Rat der Gemeinde Georgsdorf: ### 

 

 

Georgsdorf, den ##### 

 

______________________ 

        (Bürgermeister) 

 

 

 

Der Bebauungsplan Nr. 15 „Photovoltaik-Freiflächenanlage nördlich Torfabfuhrweg“ wurde 
erarbeitet von der 

planungsgruppe grün gmbh 
Rembertistraße 30  
28203 Bremen 

Bremen, den 08.08.2011 
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